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Gesetz 

zu dem Rechtsakt vom 25. März 1993 

zur Änderung des Protokolls über die Satzung der Europäischen Investitionsbank 

Vom 13. Januar 1994 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Brüssel am 25. März 1993 von der Bundesrepublik Deutschland 
Unterzeichneten Rechtsakt zur Änderung des Protokolls über die Satzung der 
Europäischen Investitionsbank, mit dem der Rat der Gouverneure zur Errichtung 
eines Europäischen Investitionsfonds ermächtigt wird (BGBl. 1957IIS. 753,964), 
zuletzt geändert durch die Akte vom 12. Juni 1985 (BGBl. 1985 II S. 1249,1614), 
wird zugestimmt. Der Rechtsakt wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Rechtsakt nach seinem Artikel B Abs. 2 für die 
Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekannt¬ 
zugeben. 


Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates sind gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und wird im Bundesgesetz¬ 
blatt verkündet. 


Bonn, den 13. Januar 1994 

Der Bundespräsident 
Weizsäcker 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Der Bundesminister des Auswärtigen 

Kinkel 

Der Bundesminister der Finanzen 
Theo Waigel 
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Rechtsakt 

zur Änderung des Protokolls über die Satzung der Europäischen Investitionsbank, 
mit dem der Rat der Gouverneure zur Errichtung eines Europäischen Investitionsfonds 

ermächtigt wird 


Seine Majestät der König der Belgier, 

ihre Majestät die Königin von Dänemark, 

der Präsident der Bundesrepublik Deutschland, 

der Präsident der Griechischen Republik, 

Seine Majestät der König von Spanien, 

der Präsident der Französischen Republik, 

der Präsident Irlands, 

der Präsident der Italienischen Republik, 

Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Luxemburg, 

Ihre Majestät die Königin der Niederlande, 

der Präsident der Portugiesischen Republik, 

Ihre Majestät die Königin des Vereinigten Königsreichs Groß-. 
britannien und Nordirland, 

in dem festen Willen, die Finanzinstrumente zur Verfügung zu 
stellen, die zur Stärkung des Binnenmarktes und des wirtschaft¬ 
lichen und sozialen Zusammenhalts notwendig sind, 

in der Erwägung, daß der Europäische Rat in Edinburgh den 
Wunsch geäußert hat, daß die Errichtung eines Europäischen 
Investitionsfonds zur Förderung des wirtschaftlichen Wiederauf¬ 
schwungs in Europa dringend geprüft wird, 

in Bekräftigung der Vorteile einer engen Zusammenarbeit zwi¬ 
schen der Gemeinschaft, der Europäischen Investitionsbank und 
anderen an den Zielen des Fonds interessierten Finanzinstituten 
in den Mitgiiedstaaten, 

haben beschlossen, die Satzung der Bank zu ergänzen, um den 
Rat der Gouverneure zur Errichtung eines Europäischen Investi¬ 
tionsfonds zu ermächtigen; sie haben zu diesem Zweck zu ihren 
Bevollmächtigten ernannt: 

Seine Majestät der König der Belgier, 

Philippe de Schoutheete de Tervarent, 

Botschafter, 

Ständiger Vertreter, 

Ihre Majestät die Königin von Dänemark, 

Gunnar Riberholdt, 

Botschafter, 

Ständiger Vertreter, 

der Präsident der Bundesrepublik Deutschland, 

Jochen Grünhage, 

Stellvertretender Ständiger Vertreter, 

der Präsident der Griechischen Republik, 

Leonidas Evangelidis, 

Botschafter, 

Ständiger Vertreter, 

Seine Majestät der König von Spanien, 

Camilo Barcia Garcia-Villamil, 

Botschafter, 

Ständiger Vertreter, 


der Präsident der Französischen Republik, 

Frangois Scheer, 

Botschafter, 

Ständiger Vertreter, 

der Präsident Irlands, 

Pädraic Mac Keman, 

Botschafter, 

Ständiger Vertreter, 

der Präsident der Italienischen Republik, 

Federico di Roberto, 

Botschafter, 

Ständiger Vertreter, 

Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Luxemburg, 

Jean-Jacques Kasel, 

Botschafter, 

Ständiger Vertreter, 

Ihre Majestät die Königin der Niederlande, 

B. R. Bot, 

Botschafter, 

Ständiger Vertreter, 

der Präsident der Portugiesischen Republik, 

Josä Cäsar Paulouro das Neves, 

Botschafter, 

Ständiger Vertreter, 

Ihre Majestät die Königin des Vereinigten Königreichs Groß¬ 
britannien und Nordirland, 

Sir John Kerr, 

Botschafter, 

Ständiger Vertreter, 

diese sind nach Austausch ihrer als gut und gehörig befundenen 
Vollmachten wie folgt übereingekommen: 

Artikel A 

Das Protokoll über die Satzung der Europäischen Investitions¬ 
bank im Anhang zum Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft wird durch folgenden Artikel ergänzt: 

„Artikel 30 

(1) Der Rat der Gouverneure kann einstimmig beschließen, 
einen Europäischen Investitionsfonds mit eigener Rechtspersön¬ 
lichkeit und finanzieller Autonomie zu errichten, zu dessen Grün¬ 
dungsmitgliedern die Bank gehört. 

(2) Der Rat der Gouverneure beschließt die Satzung des Euro¬ 
päischen Investitionsfonds einstimmig. In dieser Satzung werden 
insbesondere Ziele, Aufbau, Kapital, Mitgliedschaft, finanzielle 
Mittel, Interventionsmöglichkeiten, Prüfungsverfahren sowie die 
Beziehungen zwischen den Organen der Bank und denen des 
Fonds festgelegt. 

(3) Unbeschadet der Bestimmungen von Artikel 20 Absatz 2 ist 
die Bank berechtigt, sich an der Verwaltung des Fonds zu beteili¬ 
gen und zum gezeichneten Kapital des Fonds bis zur Höhe des 
vom Rat der Gouverneure auf einstimmigen Beschluß festgeleg¬ 
ten Betrags beizutragen. 
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(4) Die Europäische Gemeinschaft kann Mitglied des Fonds 
werden und sich an seinem gezeichneten Kapital beteiligen. An 
den Zielen des Fonds interessierte Finanzinstitute können zur 
Mitgliedschaft eingeladen werden. 

(5) Das Protokoll über die Vorrechte und Befreiungen der Euro¬ 
päischen Gemeinschaften gilt für den Fonds, die Mitglieder der 
Fondsorgane in Ausübung ihrer einschlägigen Aufgaben sowie für 
das Fondspersonal. 

Der Fonds ist außerdem von allen Steuern und sonstigen Abga¬ 
ben anläßlich der Erhöhungen seines Kapitals sowie von den 
verschiedenen Förmlichkeiten befreit, die hiermit in dem Staat, in 
dem er seinen Sitz hat, verbunden sind. Desgleichen werden bei 
seiner etwaigen Auflösung oder Liquidation keine Abgaben erho¬ 
ben. Ferner unterliegt die Tätigkeit des Fonds und seiner Organe, 
soweit sie nach Maßgabe der Satzung ausgeübt wird, nicht der 
Umsatzsteuer. 

Dividenden, Kapitalerträge oder andere Einkommen aus dem 
Fonds, auf die die Mitglieder außer der Europäischen Wirtschafts¬ 
gemeinschaft und der Bank Anspruch haben, unterliegen indes¬ 
sen den einschlägigen Steuerbestimmungen. 

(6) Der Gerichtshof ist innerhalb der nachstehend festgelegten 
Grenzen für Streitfälle zuständig, die Maßnahmen von Fonds¬ 


organen betreffen. Klagen gegen derartige Maßnahmen können 
von jedem Mitglied des Fonds in dieser Eigenschaft oder von den 
Mitgliedstaaten nach Artikel 173 dieses Vertrags erhoben wer¬ 
den.“ 

Artikel B 

(1) Dieser Rechtsakt bedarf der Ratifikation durch die Hohen 
Vertragsparteien gemäß ihren verfassungsrechtlichen Vorschrif¬ 
ten. Die Ratifikationsurkunden werden bei der Regierung der 
Italienischen Republik hinterlegt. 

(2) Dieser Rechtsakt tritt am ersten Tag des Monats in Kraft, der 
auf die Hinterlegung der letzten Ratifikationsurkunde folgt. 


Artikel C 

Dieser Rechtsakt ist in einer Urschrift in dänischer, deutscher, 
englischer französischer, griechischer, irischer, italienischer, nie¬ 
derländischer, portugiesischer und spanischer Sprache abgefaßt, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist; er wird im 
Archiv der Regierung der Italienischen Republik hinterlegt; diese 
übermittelt der Regierung jedes anderen Unterzeichnerstaates 
eine beglaubigte Abschrift. 


Zu Urkund dessen haben die Unterzeichneten Bevollmächtigten 
ihre Unterschriften unter diesen Rechtsakt gesetzt. 


Geschehen zu Brüssel am 25. März 1993. 
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Gesetz 

zu dem Vertrag vom 29. Juli 1992 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Polen 

über die Zusammenarbeit und die gegenseitige Unterstützung der Zollverwaltungen 

Vom 13. Januar 1994 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Warschau am 29. Juli 1992 Unterzeichneten Vertrag zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen Ober die Zusammenarbeit 
und die gegenseitige Unterstützung der Zollverwaltungen wird zugestimmt. Der 
Vertrag wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 17 Abs. 2 in Kraft tritt, ist 
im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates sind gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und wird im Bundesgesetz¬ 
blatt verkündet. 


Bonn, den 13. Januar 1994 

Der Bundespräsident 
Weizsäcker 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Der Bundesminister der Finanzen 
Theo Waigel 

Der Bundesminister des Auswärtigen 

Kinkel 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Polen 

über die Zusammenarbeit und die gegenseitige Unterstützung der Zollverwaltungen 

Umowa 

miQdzy Republik^ Federaln^ Niemiec 
a Rzecz^pospolitc* Polsk^ 

o wspötpracy i wzajemnej pomocy administracji celnych 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Republik Polen - 

auf der Grundlage des Vertrags vom 17. Juni 1991 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen über 
gute Nachbarschaft und freundschaftliche Zusammenarbeit, 

im Geiste des Abkommens vom 15. Dezember 1950 über die 
Gründung eines Rates für die Zusammenarbeit auf dem Gebiete 
des Zollwesens, 

in Anerkennung der Bedeutung der gegenseitigen Unterstüt¬ 
zung der Zollverwaltungen, 

in dem Bestreben, durch eine Zusammenarbeit der Zollverwal¬ 
tungen den Warenverkehr über die Grenze zu erleichtern und zu 
beschleunigen, 

in der Überzeugung, daß die Beachtung der Zollvorschriften 
eine sehr wichtige Grundregel des internationalen Handels ist und 
daß die Zusammenarbeit der Zollverwaltungen dazu beitragen 
wird, die Zuwiderhandlungen gegen die Zollvorschriften wirksa¬ 
mer zu bekämpfen - 

sind wie folgt übereingekommen: 


Artikel 1 

(1) „Zollvorschriften* sind Rechtsvorschriften der Vertragspar¬ 
teien über die Ein-, Aus- und Durchfuhr von Waren, die mit Zöllen, 
Steuern sowie anderen Abgaben belastet sind oder Gegenstand 
von Verboten, Beschränkungen sowie anderen Regelungen sind, 
die den Warenverkehr über die Grenze betreffen. 

(2) „Zollverwaltungen“ sind in der Bundesrepublik Deutschland 
die Bundeszottverwaltung und in der Republik Polen der Präsident 
des Hauptamtes für Zölle und die ihm unterstellten Dienst¬ 
stellen. 

(3) „Zollzuwiderhandlungen" sind sowohl vollendete als auch 
versuchte Verstöße gegen die Zollvorschriften. 


Artikel 2 

(1) Die Zollverwaltungen der Vertragsparteien leisten sich ge¬ 
genseitig im Rahmen ihrer Zuständigkeiten nach Maßgabe ihrer 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften Unterstützung nach diesem 
Vertrag 

a) um den Warenverkehr über die Grenze zu erleichtern und zu 
beschleunigen, 


Republika Federalna Niemiec 
i 

Rzeczpospolita Polska 

na podstawie Traktatu z 17 czerwca 1991 roku miqdzy Repu¬ 
blik^ Federalna Niemiec i Rzeczgpospotit^ Polsk^ o dobrym 
s^siedztwie i przyjaznej wspötpracy, 

zgodnie z duchem Konwencji z dnia 15 grudnia 1950 roku o 
utworzeniu Rady Wspötpracy Celnej, 


uznaj^c znaczenie wzajemnej pomocy pomigdzy administrac- 
jami celnymi, 

zmierzajac do ufatwienia i przy&pieszenia obrotu towarowego 
przez granicg w wyniku wspötdziatania administracji celnych, 


w przeäwiadczeniu, ze przestrzeganie przepisöw celnych jest 
jedn^ z wazniejszych zasad handlu migdzynarodowego i ze 
wspötpraca administracji celnych przyczyni sig do skuteczniej- 
szego zwalczania dziälari sprzecznych z tymi przepisami, 


uzgodnity co nastgpuje: 


Artykut 1 

1. “Przepisy celne” - oznaczaj^ przepisy prawne Umawiaj%- 
cych sig Stron, ktöre maj^ zastosowanie w przywozie, wywozie i 
przewozie towaröw objgtych ctami, podatkami oraz innymi opfa- 
tami lub bgd^cych przedmiotem zakazöw, ograniczeri oraz innych 
uregulowari dotycz^cych przemieszczania przez granicg 
towaröw. 

2. “Administracje celne” - oznaczajä w Republice Federalnej 
Niemiec - Federalny Zarz^d Cet, a w Rzeczypospolitej Polskiej 
Prezesa Gtöwnego Urzgdu Cet i podlegte mu stuzby. 

3. “Dziatania sprzeczne z przepisami celnymi” - oznaczaj^ 
zaröwno dokonane, jak i usitowane czyny naruszaj^ce przepisy 
celne. 

Artykut 2 

1. Administracje celne Umawiaj^cych sig Stron udzielajä 
sobie wzajemnej pomocy zgodnie z postanowieniami niniejszej 
Umowy, w ramach swoich kompetencji, stosownie do wewn^trz- 
paristwowych przepisöw prawnych: 

a) w celu ufatwienia i przy£pieszenia obrotu towarowego przez 
granic^, 
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b) um Zuwiderhandlungen gegen die Zollvorschriften zu verhin¬ 
dern, zu ermitteln und zu verfolgen, 

c) um eine zutreffende Erhebung der Zölle, Steuern und anderen 
Abgaben sicherzustellen. 

(2) Dieser Vertrag berührt nicht Regelungen zur Zusammenar¬ 
beit der Vertragsparteien, die in anderen Übereinkünften enthal¬ 
ten sind. 

Artikel 3 

Die Zollverwaltungen der Vertragsparteien arbeiten gemäß den 
Bestimmungen dieses Vertrags zusammen und treffen im Rah¬ 
men ihrer Rechtsvorschriften im gegenseitigen Einvernehmen die 
erforderlichen Maßnahmen, um Zollformalitäten zu vereinfachen 
und dadurch den Warenverkehr zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Polen zu erleichtern und zu be¬ 
schleunigen. 

Die Zuständigkeiten der Europäischen Gemeinschaften bleiben 
unberührt. 

Artikel 4 

(1) Die Zollverwaltungen der Vertragsparteien erteilen einander 
auf Ersuchen alle Informationen über festgestellte Handlungen 
(vollendet oder geplant), die gegen die Zollvorschriften verstoßen 
oder verstoßen können. Sie übermitteln dazu beweiskräftige Do¬ 
kumente in Urschrift oder beglaubigter Ablichtung. 

(2) Die Zollverwaltungen der Vertragsparteien 

a) tauschen Erfahrungen hinsichtlich ihrer Tätigkeiten sowie Er¬ 
kenntnisse über neue Mittel und Methoden der Begehung von 
Zuwiderhandlungen gegen die Zollvorschriften aus, 

b) unterrichten sich gegenseitig über wesentliche Änderungen 
ihrer Zollvorschriften sowie die Anwendung von technischen 
Hilfsmitteln und Methoden durch ihre Zollverwaltungen und 
erörtern Fragen von beiderseitigem Interesse. 


Artikel 5 

(1) Die Zollverwaltungen der Vertragsparteien erteilen einander 
auf Ersuchen jede Bescheinigung, durch die bestätigt wird, daß 
Waren, die aus dem Hoheitsgebiet einer Vertragspartei in das 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei ausgeführt werden, ord¬ 
nungsgemäß in das Hoheitsgebiet der letztgenannten Vertrags¬ 
partei eingeführt worden sind; in der Bescheinigung werden nach 
Möglichkeit Art und Daten der Zollabfertigung angegeben, auf 
deren Grundlage die Waren eingeführt worden sind. 

(2) Die Zollverwaltungen der Vertragsparteien führen auf Er¬ 
suchen in Verfahren wegen Zuwiderhandlungen gegen die Zoll¬ 
vorschriften auch Überprüfungen, Feststellungen oder Ermittlun¬ 
gen durch und informieren über das Ergebnis die ersuchende 
Zollverwaltung. Sie informieren sich auch darüber, ob die den 
Zollbehörden vorgelegten Urkunden und Schriftstücke echt und 
inhaltlich zutreffend sind. 

Artikel 6 

(1) Die Zollverwaltung einer Vertragspartei wird auf Ersuchen 
der Zollverwaltung der anderen Vertragspartei unter Beachtung 
des jeweils geltenden Rechts dem Adressat alle die Anwendung 
der Zollvorschriften betreffenden Bescheide und Entscheidungen 
der Zollbehörden bekanntgeben oder zustellen. 

(2) In einem Bekanntgabeersuchen oder Zustellungsersuchen 
ist abweichend von Artikel 7 eine Sachverhaltsdarstellung ent¬ 
behrlich. 

(3) Die Bekanntgabe oder Zustellung eines Schriftstücks ist 
durch eine mit der Angabe des Datums versehene Empfangsbe¬ 
stätigung des Adressaten nachzuweisen. Bei einer anderen als 
der direkten Bekanntgabe oder Zustellung ist eine Information 


b) w celu zapobiegania, prowadzenia dochodzenia i Scigania 
dziatari sprzecznych z przepisami celnymi, 

c) w celu zapewnienia pobierania we wta&ciwej wysokoöci cef, 
podatköw i innych oplat. 

2. Umowa niniejsza nie narusza przepisöw dotycz^cych wspöl- 
pracy Umawiaj^cych sie Stron, zawartych w innych umowach. 


Artykut 3 

Administracje celne Umawiajecych sie Stron, wspöfpracuj^c 
zgodnie z postanowieniami niniejszej Umowy, za obopölnym 
porozumieniem, i w ramach swoich przepisöw prawnych podej- 
muje wta&ciwe ärodki w celu uproszczenia formalnoäci celnych, 
aby utatwiö i przyspieszyö obröt towarowy pomiqdzy Republik^ 
Federalne Niemiec a Rzecz^pospolit^ Polsk^. 

Nie narusza to kompetencji Wspölnot Europejskich. 


Artykut 4 

1. Administracje celne Umawiajecych sie Stron - na wniosek - 
udzielaje sobie wzajemnie wszelkich tnformacji o stwierdzonych 
(dokonanych lub planowanych) dziafaniach wykraczaj^cych lub 
mog^cych wykraczaö przeciwko przepisom celnym oraz przeka- 
zuje dokumenty maj^ce wartoäö dowodowe w oryginale lub ich 
uwierzytelnionej kopii. 

2. Administracje celne Umawiajecych sie Stron: 

a) wymieniaje doöwiadczenia ze swej dziaialnoäci, a takze 
spostrzezenia o nowych ärodkach i metodach popetniania 
dzialari sprzecznych z przepisami celnymi, 

b) informuje sie wzajemnie o istotnych zmianach w swoich prze- 
pisach celnych, a takze na temat stosowania przez admini¬ 
stracje celne pomocniczych ärodköw technicznych i metod 
oraz omawiaje problemy stanowie^ce przedmiot wspölnego 
zainteresowania. 

Artykut 5 

1. Administracje celne Umawiajecych sie Stron na wniosek 
drugiej Strony przekazuje sobie wzajemnie wszelkie zaäwiadcze- 
nia potwierdzajece, ze towary, ktöre se wywozone z terytorium 
jednej Strony na terytorium drugiej Strony zostaty wwiezione na 
terytorium tej ostatniej Strony w sposöb zgodny z prawem; w 
zaäwiadczeniu podane bede - o ile to mozliwe - rodzaj i dane 
dotycz^ce odprawy celnej, na podstawie ktörej towary zostaiy 
wwiezione. 

2. Administracje celne Umawiajecych sie Stron - na wniosek - 
przeprowadzaje w sprawach o naruszenta przepisöw celnych 
kontrole, ustalenia lub dochodzenia i o ich wynikach informuje 
administracje celne, ktöra wystepHa z takim wnioskiem. Informuje 
sig röwniez o tym, czy przedkladane organom celnym dokumenty 
i pisma se prawdziwe i wlaäciwe pod wzglqdem treäci. 


Artykut 6 

1. Administracja celna jednej Umawiajecej sie Strony, na 
wniosek administracji celnej drugiej Umawiajecej sie Strony, 
przestrzegajec kazdorazowo obowiezujecego prawa, przekazy- 
waö bedzie do wiadomoäd lub doreczaö adresatowi wszystkie 
rozstrzygniecia i decyzje organöw celnych dotyczece stosowania 
przepisöw celnych. 

2. We wniosku o przekazanie do wiadomoäci lub o doreczenie 
- odmiennie od postanowieri artykulu 7 - nie jest wymagane 
przedstawienie meritum sprawy. 

3. Przekazanie do wiadomoäci lub doreczenie dokumentu 
powinno byö poäwiadczone potwierdzeniem odbioru przez adre- 
sata z podaniem daty, a w przypadku przekazania lub doreczenia 
w inny sposöb niz bezpoörednio - nalezy poinformowaö admini- 
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über die Form und den Zeitpunkt der Bekanntgabe oder Zustel¬ 
lung von der ersuchten Zollverwaltung abzugeben. Falls eine 
Bekanntgabe oder Zustellung nicht möglich ist, wird das Schrift¬ 
stück unter Angabe der Hinderungsgrunde an die ersuchende 
Zollverwaltung zurückgesandt. 

Artikel 7 

(1) Das Ersuchen ist schriftlich in der Amtssprache der ersu¬ 
chenden Vertragspartei zu stellen, wobei eine Übersetzung in die 
Amtssprache der ersuchten Vertragspartei möglichst beizufügen 
ist. Die zur Durchführung des Ersuchens erforderlichen Schrift¬ 
stücke einschließlich etwaiger ihm zugrunde liegender Verfügun¬ 
gen oder Entscheidungen der zuständigen Zollbehörde sind in 
Urschrift oder beglaubigter Ablichtung beizufügen. 

(2) Das Ersuchen oder die ihm nach Absatz 1 bei 2 ufügenden 
Schriftstücke sollen folgende Angaben enthalten: 

a) die Zollbehörde, bei der das dem Ersuchen zugrunde liegende 
Verfahren anhängig ist, 

b) die Art und den Sachverhalt des Verfahrens unter Angabe der 
Zuwiderhandlungen gegen die Zollvorschriften, 

c) die rechtlichen und tatsächlichen Gründe des Ersuchens, 

d) die zur Erteilung einer Antwort notwendigen Personaldaten 
und Anschriften der am Verfahren Beteiligten. 


Artikel 8 

Die Zollverwaltungen der Vertragsparteien erteilen einander 
unaufgefordert und schnellstmöglich alle Informationen über fest- 
gestellte Handungen (vollendet oder geplant), die gegen die Zoll¬ 
vorschriften der anderen Vertragspartei verstoßen oder verstoßen 
können, auf den Gebieten 

a) des Verkehrs mit Waffen, Munition und Sprengstoffen sowie 
Kulturgütern, 

b) der Ein-, Aus- und Durchfuhr von Giftstoffen und umwelt- 
belastenden Stoffen und 

c) des Verkehrs mit hoch zu verzollenden oder hochsteuerbaren 
Waren, insbesondere Alkohol- und Tabakerzeugnissen. 


Artikel 9 

(1) Die Zollverwaltungen der Vertragsparteien erteilen einander 
zur Intensivierung der Verhinderung, Ermittlung und Verfolgung 
des Schmuggels und illegalen Handels mit Suchtstoffen und psy- 
chotropen Stoffen auch ohne Ersuchen so schnell wie möglich 
Auskünfte über 

a) Personen, von denen bekannt ist oder die im Verdacht stehen, 
daß sie sich mit dem Schmuggel dieser Stoffe befassen, 

b) Land-, Wasser- und Luftfahrzeuge, von denen bekannt ist 
oder die im Verdacht stehen, daß sie zum Schmuggel dieser 
Stoffe verwendet werden. 

(2) Die Zollverwaltungen der Vertragsparteien erteilen sich auch 
unaufgefordert Auskünfte über die beim illegalen Handel mit 
Suchtstoffen und psychotropen Stoffen angewandten Schmuggel¬ 
methoden und -verfahren sowie über Erfolge neuer Kontroll- 
methoden. 

(3) Die nach den Absätzen 1 und 2 erhaltenen Auskünfte, 
Mitteilungen und Schriftstücke dürfen an andere mit der Bekämp¬ 
fung der Rauschgiftsucht und des illegalen Handels mit Suchtstof¬ 
fen und psychotropen Stoffen befaßte Verwaltungen und Strafver¬ 
folgungsbehörden der Vertragsparteien weitergegeben werden. 

(4) Suchtstoffe im Sinne dieses Vertrags sind die Stoffe, die 
unter das Einheits-Übereinkommen von 1961 vom 30. März 1961 
über Suchtstoffe In seiner jeweils geltenden Fassung fallen. 
Psychotrope Stoffe im Sinne dieses Vertrags sind Stoffe, die unter 
das Übereinkommen vom 21. Februar 1971 über psychotrope 
Stoffe in seiner jeweils geltenden Fassung fallen. 


stracjg celne, ktöra skierowata wniosek - o sposobie i dacie 
przekazania lub dorgczenia. Jezeli dorgczenie lub przekazanie 
nie jest mozliwe, dokument podlega zwrotowi administracji celnej 
sktadajecej wniosek z podaniem powodöw niedorqczenia. 


Artykut 7 

1. Wniosek o udzielenie pomocy nalezy przedstawiö na piSmie 
w jQzyku urzgdowym Strony zwracaj^cej sic; w miarg mozliwoäci 
nalezy zal^czyö tfumaczenie na jgzyk urzqdowy Strony, do ktörej 
wniosek jest skierowany. Dokumenty konieczne do zalatwienia 
wniosku, t^cznie z ewentualnymi, iez^cymi u jego podstaw za- 
rz^dzeniami lub decyzjami wfaädwego organu cetnego, nalezy 
zatqczyö w oryginale lub uwierzytelnionej kopii. 

2. Wniosek lub zafeczone do niego, zgodnie z ustqpem 1, 
dokumenty powinny zawieraö nastgpujece informacje: 

a) okre&lenie organu ceinego, ktöry prowadzi postgpowanie 
bgdece podstaw^ wniosku, 

b) rodzaj i stan faktyczny postcpowania z podaniem dzialari 
sprzecznych z przepisami celnymi, 

c) prawne i faktyczne przyczyny zlozenia wniosku, 

d) niezb$dne do udzielenia odpowiedzi dane personalne i adresy 
osöb olbjgtych postgpowaniem. 


Artykut 8 

Administracje celne Umawiajecych sic Stron z wfasnej inicja- 
tywy, tak szybko jak to mozliwe, udzielaje sobie wszelkich infor- 
macji na temat stwierdzonych (cfokonanych lub planowanych) 
dziafari naruszajecych lub mogecych naruszyö przepisy celne 
drugiej Umawiajecej sic Strony w nastgpujecych dziedzinach: 

a) obrotu bronie, amunicje i materiatami wybuchowymi oraz 
dobrami kultury, 

b) przywozu, wywozu i przewozu przez granicc substancji truje- 
cych i zanieczyszczaj^cych ärodowisko naturalne, 

c) obrotu towarami podlegaj^cymi wysokim optatom celnym lub 
podatkowym, w tym zwlaszcza alkoholem i wyrobami tytonio- 
wymi. 

Artykut 9 

1. W celu zintensyfikowania zapobiegania, wykrywania i äciga- 
nia przemytu i nieiegalnego obrotu ärodkami odurzafocymi i psy- 
chotropowymi, administracje celne Umawiajecych siq Stron 
udzielaje sobie, röwniez z wfasnej inicjatywy, tak szybko jak to 
mozliwe, informacji dotycz^cej: 

a) osöb, co do ktörych wiadomo lub zachodzi podejrzenie, ze 
zajmuje sie przemytem tych ärodköw, 

b) l^dowych, wodnych i powietrznych örodköw transportu, co do 
ktörych wiadomo lub zachodzi podejrzenlie, ze sc uzywane do 
przemytu tych ärodköw. 

2. Administracje celne Umawiajecych sic Stron udzielaje sobie, 
röwniez z wfasnej inicjatywy, informacji o metodach i sposobach 
stosowanych w nielegalnym obrocie ärodkami odurzajecymi i 
psychotropowymi oraz o osiegnieciach w zakresie nowych metod 
kontroli. 

3. Informacje i dokumenty uzyskane na podstawie ustgpöw 1 i 2 
möge byö przekazywane innym organom administracji paristwo- 
wej i organom äcigania Umawiajecych sic Stron, zajmujecym sic 
zwalczaniem narkomanii oraz nieiegalnego obrotu ärodkami odu¬ 
rzajecymi i psychotropowymi. 

4. Srodkami odurzajecymi, w rozumieniu niniejszej Umowy, sc 
ärodki wymienione w Jednolitej Konwencji o ärodkach odurza- 
jecych z dnia 30 marca 1961 roku, w jej obowiezujecej wersji. 
Örodkami psychotropowymi, w rozumieniu niniejszej Umowy, sc 
ärodki wymienione w Konwencji o ärodkach psychotropowych z 
dnia 21 lutego 1971 roku, w jej obowiezujecej wersji. 
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Artikel 10 

Die Übermittlung von personenbezogenen Daten aufgrund die¬ 
ses Vertrags erfolgt nach Maßgabe des nationalen Rechts. Diese 
Übermittlung unterliegt den in der Anlage aufgeführten Regelun¬ 
gen unter Beachtung der für jede Vertragspartei geltenden 
Rechtsvorschriften. 

Artikel 11 

(1) Ist die ersuchte Zollverwaltung der Ansicht, daß die Erledi¬ 
gung eines Ersuchens geeignet ist, die Souveränität, die Sicher¬ 
heit, die öffentliche Ordnung oder andere wesentliche staatliche 
Interessen zu beeinträchtigen, so kann sie die Unterstützung ganz 
oder teilweise verweigern oder von der Einhaltung bestimmter 
Bedingungen oder Auflagen abhängig machen. 

(2) Soweit einem Ersuchen nicht entsprochen werden kann, 
wird die ersuchende Zollverwaltung so schnell wie möglich unter 
Angabe der Hinderungsgründe davon unterrichtet. Falls der er¬ 
suchten Zollverwaltung anderweitige Erkenntnisse vorfiegen, 
die für das weitere Verfahren der ersuchenden Zollverwaltung 
von Bedeutung sein könnten, wird sie diese Erkenntnisse der 
ersuchenden Zollverwaltung mitteilen. 

(3) Wird ein Ersuchen um Unterstützung gestellt, welche die 
ersuchende Zollverwaltung im umgekehrten Fall zu leisten nicht 
imstande wäre, so hat sie in dem Ersuchen darauf hinzuweisen. 
Die ersuchte Zollverwaltung kann einem derartigen Ersuchen 
nach eigenem Ermessen entsprechen. 

Artikel 12 

Die Zollverwaltungen der Vertragsparteien dürfen die nach 
diesem Vertrag erhaltenen Auskünfte und Schriftstücke aus¬ 
schließlich in internen Verfahren der Zollbehörden sowie in 
Gerichtsverfahren, einschließlich der Verfahren, die von der 
Staatsanwaltschaft oder unter ihrer Aufsicht geführt werden, als 
Beweismittel benutzen. Der Beweiswert dieser Auskünfte und 
Schriftstücke sowie ihre Verwendung vor Gericht richten sich nach 
dem Recht der Vertragspartei, die eine Verwendung betreibt. 


Artikel 13 

Bei der Durchführung der Unterstützungsmaßnahmen und der 
Erledigung der Ersuchen sind die Rechtsvorschriften der ersuch¬ 
ten Vertragspartei anzuwenden. Dabei gilt die Übermittlung von 
Kopien von Schriftstücken und sonstigen Unterlagen als eine Art 
der Auskunftserteiiung. Bei Überprüfungen, Feststellungen und 
Ermittlungen verfährt die ersuchte Zollverwaltung, ohne Zwangs¬ 
maßnahmen wie Beschlagnahmen und Durchsuchungen, so, als 
ob sie in Erfüllung eigener Aufgaben handeln würde. 


Artikel 14 

(1) Die in diesem Vertrag vorgesehene Unterstützung findet 
unmittelbar zwischen den Zollverwaltungen der Vertragsparteien 
statt. 

(2) Ist die ersuchte Zollverwaltung für die erbetene Unterstüt¬ 
zung nicht zuständig, so unterrichtet sie hiervon die ersuchende 
Zollverwaltung und leitet das Ersuchen mit deren Zustimmung 
gegebenenfalls an andere, zuständige Behörden weiter. 


Artyku! 10 

Przekazywanie danych identyfikacyjno-osobowych stosownie 
do niniejszej Umowy odbywa sig zgodnie z przepisami wewngtrz- 
nymi; przekazywanie to podlega uregufowaniom zawartym w 
zat^czniku z uwzglgdnieniem przepisöw prawnych obowi^zuja*- 
cych kazdg z Umawiaj^cych sig Stron. 

Artyku! 11 

1. Jezeii administracja celna Umawiajgcej sig Strony, do ktörej 
skierowano wniosek uzna, ze jego zatatwienie naruszytoby suwe- 
renno&ö, bezpieczeristwo, porzqdek puWiczny tub inne zywotne 
interesy paristwowe, moie ona czgäciowo lub eafkowicie odmö- 
wiö pomocy (ub uzaleznib jej udzielenie od spetnienia okreätonych 
warunköw. 

2. Jezeii wniosek nie moze byö uwzglgdniony, wystgpujgca z 
nim administracja celna, tak szybko jak to jest mozliwe, zostanie o 
tym powiadomiona z podaniem przyczyn nieuwzglgdnienia. O ile 
administracji celnej, do ktörej skierowano wniosek znane sg inne 
okolicznoäci, ktöre mogfyby mieö znaczenie w dalszym postgpo- 
waniu prowadzonym przez administracja celng wnioskujgc^, 
nalezy jg o tych okolicznoSciach powiadomiö. 

3. Jezeii wystosowano wniosek o udzielenie pomocy, ktörego 
wystgpujgca z nim administracja celna sama nie moglaby zreali- 
zowaö, jest ona zobowigzana wskazaö na ten fakt w tym wniosku. 
Administracja celna, do ktörej wystgpiono z wnioskiem moze go 
wöwczas uwzglgdniö wedlug wfasnego uznania. 

Artyku! 12 

Administracje celne Umawiajgcych sig Stron mogg wykorzysty- 
waö jako Srodki dowodowe otrzymane w myäl niniejszej Umowy 
informacje oraz dokumenty wylgcznie w postgpowaniach wew- 
ngtrznych przed organami celnymi oraz w postgpowaniu sgdo- 
wym, wtgczajgc w to postgpowanie prowadzone przez lub pod 
nadzorem organöw prokuratury. WartoSö dowodowa tych infor- 
macji i dokumentöw oraz ich wykorzystanie w poste t powaniu 
sgdowym zalezy od prawa tej Umawiajgcej sig Strony, ktöra 
przewiduje tego rodzaju wykorzystanie. 

Artyku! 13 

Podczas realizacji przedsigwzigö zwigzanych z udzielaniem 
pomocy i zalatwianiem wniosku zastosowanie majg przepisy 
prawne tej Umawiajgcej sig Strony, do ktörej wniosek zostal 
skierowany, przy czym przekazywanie kopii pism oraz innych 
dokumentöw jest traktowane jako sposöb udzielania informacji. 
Podczas dokonywania kontroli, ustalania stanu faktycznego i 
dochodzenia, administracja celna Umawiajgcej sig Strony zalat- 
wiajgca wniosek postgpuje tak, jakby wykonywala zadania 
wtasne, z wyfgczeniem stosowania ärodköw przymusu takich jak 
zajgcie mienia i przeszukanie. 

Artyku! 14 

1. Udzielanie pomocy przewidziane niniejszg Umowg odbywa 
sig bezposrednio migdzy administracjami celnymi Umawiajgcych 
sig Stron. 

2. Jezeii administracja celna, do ktörej skierowany zostal wnio¬ 
sek, nie jest kompetentna w danej sprawie, wöwczas powiadamia 
o tym administracja celng, ktöra wniosek wystosowafa, i za jej 
zgodg przekazuje wniosek innym, kompetentnym organom. 


Artikel 15 Artyku! 15 

Die Zollverwaltungen der Vertragsparteien erstatten sich ge- Administracje celne Umawiajgcych sig Stron zwracajg sobie 
genseitig nur die Auslagen für Zeugen, Sachverständige sowie für tylko poniesione wydatki na Swiadköw, ekspertöw oraz thjmaczy 
freiberufliche Dolmetscher und Übersetzer. pracujgcych w wolnym zawodzie. 

Artikel 16 Artyku! 16 

(1) Die Zollverwaltungen der Vertragsparteien können im Rah- 1. Administracje celne Umawiajgcych sie Stron mogg w ramach 

men dieses Vertrags die zu seiner Durchführung erforderlichen niniejszej Umowy uzgadniaö bezposrednio ze sobg przedsigwzig- 
Maßnahmen unmittelbar miteinander abstimmen. cia potrzebne do jej realizacji. 
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(2) Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung oder An¬ 
wendung dieses Vertrags sollen durch die Zollverwaltungen der 
Vertragsparteien gelöst werden. Dies schließt den diplomatischen 
Weg nicht aus. 

Artikel 17 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die Ratifikations¬ 
urkunden werden in Bonn ausgetauscht. 

(2) Dieser Vertrag tritt einen Monat nach Austausch der Ratifi¬ 
kationsurkunden in Kraft. 

(3) Dieser Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Er 
kann Jederzeit auf diplomatischem Weg durch Note gekündigt 
werden. In diesem Fall tritt er sechs Monate nach seiner Kündi¬ 
gung außer Kraft. 


Geschehen zu Warschau am 29. Juli 1992 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und polnischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 


2. Röznice zdari w wyktadni lub stosowaniu niniejszej Umowy 
powinny byd usuwane przez administracje celne Umawiaj^cych 
sig Stron. Nie wyt^cza to drogi dyplomatycznej. 

Artykut 17 

1. Umowa niniejsza podlega ratyfikacji. Wymiana dokumentöw 
ratyfikacyjnych nast^pi w Bonn. 

2. Umowa niniejsza wejdzie w zycie po uptywie miesi^ca od 
dnia, w ktörym Umawiaj^ce sig Strony dokonafy wymiany doku¬ 
mentöw ratyfikacyjnych. 

3. Umowa niniejsza zawarta jest na czas nieokre&lony. Moze 
byd ona w kazdym czasie wypowiedziana w drodze dyplomatycz¬ 
nej przez notyfikacjq. W takim przypadku trad moc po uptywie 6 
miesiqcy od dnia wypowiedzenia. 


Sporz^dzono w Warszawie dnia 29 lipca 1992 roku w dwöch 
egzemplarzach, kazdy w j^zykach niemieckim i polskim, przy 
czym obydwa teksty posiadaj^ jednakow^ moc. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
W imieniu Republiki Federalnej Niemiec 
Kinkel 

Für die Republik Polen 
W imieniu Rzeczypospolitej Polskiej 
Krzysztof Skubiszewski 
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Anlage 

Regelungen, 

die für die Zollverwaltungen der Bundesrepublik Deutschland 

und der Republik Polen 

bei der Übermittlung von personenbezogenen Daten gelten 

Zatecznik 

Unormowania 

obowiazujace administracje celne Republik! Federalnej Niemiec 

I Rzeczypospolitej Polsklej 

przy przekazywaniu danych identyfikacyjno-osobowych 


1. Die Nutzung der Daten durch den Empfänger ist nur zu dem 
angegebenen Zweck und zu den durch die übermittelnde 
Zollverwaltung vorgeschriebenen Bedingungen zulässig. 

2. Der Empfänger unterrichtet die übermittelnde Zollverwaltung 
auf deren Ersuchen über die Verwendung der übermittelten 
Daten und über die dadurch erzielten Ergebnisse. 

3. Personenbezogene Daten dürfen ausschließlich an die zu¬ 
ständigen Zollbehörden sowie an Strafverfolgungsbehörden 
übermittelt werden. Die weitere Übermittlung an andere Ver¬ 
waltungen darf nur mit vorheriger Zustimmung der übermit¬ 
telnden Zollverwaltung erfolgen. 

4. Die übermittelnde Zollverwaltung ist verpflichtet, auf die Rich¬ 
tigkeit der zu übermittelnden Daten sowie auf ihre Erforderlich¬ 
keit und Verhältnismäßigkeit in bezug auf den mit der Über¬ 
mittlung verfolgten Zweck zu achten. Dabei sind die nach dem 
jeweiligen nationalen Recht geltenden Übermittlungsverbote 
zu beachten. Erweist sich, daß unrichtige Daten oder Daten, 
die nicht übermittelt werden durften, übermittelt worden sind, 
so ist dies dem Empfänger unverzüglich mitzuteilen. Er ist 
verpflichtet, die Berichtigung oder Vernichtung der Daten vor¬ 
zunehmen. 

5. Dem Betroffenen ist auf Antrag über die zu seiner Person 
vorhandenen Informationen sowie über den vorgesehenen 
Verwendungszweck Auskunft zu erteilen. Diese Information 
wird jedoch nicht erteilt, soweit eine Abwägung ergibt, daß das 
öffentliche Interesse, die Auskunft nicht zu erteilen, das Inter¬ 
esse des Betroffenen überwiegt. Im übrigen richtet sich das 
Recht des Betroffenen, über die zu seiner Person vorhande¬ 
nen Daten Auskunft zu erhalten, nach dem Recht der Ver¬ 
tragspartei, in deren Hoheitsgebiet die Auskunft beantragt 
wird. 

6. Wird jemand infolge von Übermittlungen im Rahmen des 
Datenaustausches nach diesem Vertrag durch eine rechts¬ 
widrige Handlung geschädigt, haftet ihm hierfür der Empfän¬ 
ger nach Maßgabe seines innerstaatlichen Rechts. Er kann 
sich im Verhältnis zum Geschädigten zu seiner Entlastung 
nicht darauf berufen, daß der Schaden durch die übermitteln¬ 
de Zollverwaltung verursacht worden ist. 

7. Die übermittelnde Zollverwaltung weist bei der Übermittlung 
auf die nach ihrem innerstaatlichen Recht geltenden Lö¬ 
schungsfristen hin. 

8. Die Vertragsparteien sind verpflichtet, die Übermittlung und 
den Empfang von personenbezogenen Daten aktenkundig zu 
machen. 

9. Die Vertragsparteien sind verpflichtet, die übermittelten perso¬ 
nenbezogenen Daten wirksam gegen unbefugten Zugang, 
gegen Änderungen ohne Zustimmung der übermittelnden Zoll¬ 
verwaltung und gegen unbefugte Weitergabe zu schützen. 


1. Odbiorca moze wykorzystaö dane tylko do wskazanego celu i 
na warunkach okreölonych przez administracje celna przeka- 
zujece dane. 

2. odbiorca informuje administracje celne przekazujece dane na 
jej wniosek o wykorzystaniu przekazanych danych i osiagniQ- 
tych dzieki temu wynikach. 

3. Dane identyfjkacyjno-osobowe möge byö przekazywane 
wytecznie wfaäciwym organom celnym, jak röwniez organom 
äcigania. Dalsze przekazywanie danych innym organom 
administracji paristwowej moze nastapiö tylko za zgode admi¬ 
nistracji celnej, ktöra dane przekazafa. 

4. Administracja celna przekazujeca dane zobowiezana fest 
zwracaö uwage: na ich prawidjowoöö, przekazywaö je w nie- 
zbednym zakresie oraz proporcjonalnym stosunku do celu, dla 
jakiego se one przekazywane. Nalezy przy tym uwzgledniö 
zakaz przekazywania danych zgodnie z obowiezujecym pra- 
wem narodowym. Jeöli okaze sie, z® przekazano nieprawi- 
dlowe dane identyfikacyjno-osobowe lub dane, ktörych nie 
wolno bylo przekazaö, nalezy o tym niezwtocznie poinformo- 
waö odbiorce. Jest on zobowiezany do skorygowania lub 
zniszczenia danych. 

5. Osobie zainteresowanej, na jej wniosek, nalezy udzieliö infor- 
macji odnoönie danych jej dotyczacych, jak röwniez zamie- 
rzonym celu ich uzycia. Informacji takiej nie udzieia sie jadnak, 
jezeli okaze sie, *e interes publiczny przemawiajecy za jej 
nieudzieleniem przewaza nad interesem osoby zainteresowa¬ 
nej. Poza tym osoba zainteresowana ma prawo uzyskaö 
posiadane dane jej dotyczece zgodnie z prawem tej Umawia- 
jecej sie Strony, na ktörej terytorium zlozono wniosek o udzie- 
lenie informacji. 

6. Jezeli ktoä poniösl szkode na skutek niezgodnego z prawem 
dzialania dokonanego w ramach wymiany danych na podsta- 
wie niniejszej Umowy, odpowiedzialnoäö ponosi strona, ktöra 
dane otrzymala, zgodnie ze zwoim prawem wewngtrznym. 
Strona ta nie moze w celu odci^zenia siebie, powolywaö sie 
wobec osoby poszkodowanej na to, ze szkoda spowodowana 
zostata przez administracje celne przekazujece dane. 

7. Administracja celna przekazujeca dane wskazuje przy przeka¬ 
zywaniu danych na termin wymazania danych zgodnie z jej 
prawem. 

8. Umawiajece sie Strony zobowiezane se do odnotowywania w 
aktach faktu przekazania i otrzymania danych identyfikacyjno- 
osobowych. 

9. Umawiajece sie Strony se zobowiezane skutecznie chroniö 
przekazane dane identyfikacyjno-osobowe przed dostepem 
do nich osöb nieuprawnionych, zmianami bez upowaznienia 
administracji celnej przekazujecej dane i udostepnianiem oso- 
bom niepowotanym. 
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Gesetz 

zu dem Abkommen vom 28. Juli 1992 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Republik Litauen 
über die Seeschiffahrt 


Vom 13. Januar 1934 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Wilna am 28. Juli 1992 Unterzeichneten Abkommen zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Republik 
Litauen über die Seeschiffahrt wird zugestimmt. Das Abkommen wird nach¬ 
stehend veröffentlicht. 


Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 16 in Kraft tritt, ist im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und wird im Bundesgesetz¬ 
blatt verkündet. 


Bonn, den 13. Januar 1994 

Der Bundespräsident 
Weizsäcker 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Der Bundesminister für Verkehr 
Wissmann 

Der Bundesminister des Auswärtigen 

Kinkel 
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Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Republik Litauen 
über die Seeschiffahrt 

Sutartis 

tarp Vokietijos Federacines Respublikos Vyriausybes 
ir Lietuvos Respublikos Vyriausybes 
del susisiekimo jürq transportu 


Oie Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

und 

die Regierung der Republik Litauen - 

in dem Wunsch, die harmonische Entwicklung der Seeschiff¬ 
fahrtsbeziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Litauen, die sich auf das beiderseitige Interesse 
dieser Länder und die Freiheit ihres Außenhandels gründen, zu 
gewährleisten und die internationale Zusammenarbeit auf diesem 
Gebiet soweit wie möglich zu verstärken, 

in der Erkenntnis, daß der bilaterale Warenaustausch von 
einem wirksamen Dienstleistungsaustausch begleitet werden 
soll - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

In diesem Abkommen bezeichnen 

1. der Ausdruck „zuständige Seeschiffahrtsbehörde“ 

a) in der Bundesrepublik Deutschland den Bundesminister 
für Verkehr und die ihm nachgeordneten Behörden, 

b) in der Republik Litauen das Ministerium für Verkehr und 
die ihm nachgeordneten Behörden; 

2. der Ausdruck „Schiff einer Vertragspartei“ jedes Schiff, das 
nach den Rechtsvorschriften dieser Vertragspartei ihre Flagge 
führt und gemäß ihren Gesetzen in ein Register eingetragen 
ist. Dieser Ausdruck umfaßt nicht Kriegsschiffe, Fischereifahr¬ 
zeuge und die Fahrzeuge, die die in Artikel 7 Buchstaben b 
bis e genannten Tätigkeiten ausüben. Im Hinblick auf die 
Anwendung der Artikel 2, 5, 8, 9,10,12,13,14 und 15 gilt als 
„Schiff einer Vertagspartei“ auch jedes Schiff unter der Flagge 
eines dritten Staates, das von einem Seeschiffahrtsuntemeh- 
men einer der Vertragsparteien eingesetzt wird; 


Vokietijos Federacines Respublikos Vyriausybe 

ir 

Lietuvos Respublikos Vyriausybe, 

siekdamos uitikrinti susisiekimo jürq transportu tarp Vokietijos 
Federacines Respublikos ir Lietuvos Respublikos harmoning^ 
pletojimci, besiremiantj abipusiu äaliq interesu ir jq uisienio preky- 
bos laisve, taip pat siekdamos stiprinti bendradarbiavim^ Sioje 
srityje, 


suprasdamos, kad abipusius prekiq mainus turi lydeti veiksmin- 
gas keitimasis paslaugomis 


1 straipsnis 
S^vokos 

Sioje sutartyje reiäkia: 

1, Sa^voka „atsakinga jürq laivininkystes iinyba: 

a) Vokietijos Federacineje Respublikoje Federalinj Susisie¬ 
kimo ministr^ ir jam pavaldiias iinybas, 

b) Lietuvos Respublikoje Susisiekimo ministerij^ ir jai paval- 
diias ftnybas, 

2. S^voka „Susitarianöios äalies laivas" - kiekvien^ laiv^, kuris 
pagai tos susitarianöios äalies teisinius aktus plaukioja su jos 
veliava ir jregistruotas pagai jos jstatymus. Si s^voka netai- 
koma karo, ivejybos iaivams, kurie vykdo 7-tame straipsnyje 
punktuose nuo b iki e minim^ veikl^. Pagai 2, 5, 8, 9, 10, 12, 
13, 14 ir 15 straipsnius „Susitarianöios äalies laivu“ taip pat 
laikomas kiekvienas laivas, plaukiojantis su treöios Salies 
veliava, nuomojamas vienos i§ Susitarianöiqäaliqjürqlaivybos 
jmones; 
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3. der Ausdruck „Seeschiffahrtsuntemehmen einer Vertragspar¬ 
tei“ ein Seeschiffe einsetzendes Beförderungsuntemehmen, 
das seinen Firmensitz im Hoheitsgebiet dieser Vertragspartei 
hat und von ihr nach Maßgabe ihrer Rechtsvorschriften als 
„Seeschiffahrtsunternehmen" anerkannt ist; 

4. der Ausdruck „Besatzungsmitglied“ den Kapitän und jede 
Person, die während der Reise Aufgaben oder Dienste an 
Bord wahrzunehmen hat und deren Name in der Musterrolle 
des Schiffes aufgeführt ist. 

Artikel 2 

Freiheit des Verkehrs 

(1) Die Vertragsparteien kommen überein, die Entwicklung des 
Seeverkehrs zwischen ihren beiden Ländern zu fördern. 

Sie werden sich jeglicher Maßnahmen enthalten, die dem unge¬ 
hinderten internationalen Seeverkehr sowie der uneingeschränk¬ 
ten Beteiligung der Seeschiffahrtsunternehmen der beiden Ver¬ 
tragsparteien an der Beförderung der im Rahmen ihres bilateralen 
Außenhandels ausgetauschten Waren sowie am Seeverkehr 
zwischen ihrem jeweiligen Land und Drittländern abträglich sein 
könnte. 

(2) Die Schiffe jeder Vertragspartei sind berechtigt, zwischen 
den dem internationalen Handelsverkehr geöffneten Häfen der 
beiden Vertragsparteien zu fahren und Fahrgäste und Güter zwi¬ 
schen den Vertragsparteien sowie zwischen jeder von ihnen und 
Drittländern zu befördern. 

(3) Seeschiffahrtsuntemehmen aus Drittländern sowie Schiffe 
unter der Flagge eines Drittstaats können sich ohne Einschrän¬ 
kung an der Beförderung der im Rahmen des bilateralen Außen¬ 
handels der Vertragsparteien ausgetauschten Waren beteiligen. 
Die von Seeschiffahrtsuntemehmen der Vertragsparteien be¬ 
frachteten Schiffe genießen dieselben Vergünstigungen, wie 
wenn sie die Flagge einer Vertragspartei führten. 

Artikel 3 

Internationale Verpflichtungen 

(1) Dieses Abkommen berührt nicht die Verpflichtungen aus 
anderen internationalen Übereinkünften, weiche die Vertragspar¬ 
teien geschlossen haben und im besonderen nicht die Verpflich¬ 
tungen, die sich für die Bundesrepublik Deutschland aus ihrer 
Mitgliedschaft in den Europäischen Gemeinschaften ergeben. 

(2) Beide Vertragsparteien streben an, die einschlägigen inter¬ 
nationalen Übereinkünfte über Schiffssicherheit, über die sozialen 
Bedingungen der Seeleute und über den Meeresumweltschutz zu 
ratifizieren. 

Artikel 4 

Nichtdiskriminierung des Seeschiffahrtsuntemehmens 

Beide Vertragsparteien unterlassen im internationalen Seever¬ 
kehr diskriminierende Handlungen jeder Art, die zu einer Benach¬ 
teiligung der Seeschiffahrtsinteressen der anderen Vertragspartei 
führen oder die freie Auswahl der Seeschiffahrtsuntemehmen 
entgegen den Grundsätzen des freien Wettbewerbs beeinträchti¬ 
gen könnten. 

Artikel 5 

Regelungen In den Häfen und Hoheitsgewässem 

(1) Jede Vertragspartei gewährt auf der Grundlage der Gegen¬ 
seitigkeit in ihren Häfen, Hoheitsgewässem und anderen ihrer 
Zuständigkeit unterliegenden Gewässern den Schiffen der ande¬ 
ren Vertragspartei die gleiche Behandlung wie ihren eigenen im 
internationalen Verkehr eingesetzten Schiffen, insbesondere beim 
Zugang zu den Häfen, Aufenthalt in den Häfen und Verlassen der 
Häfen, bei der Benutzung der Hafenanlagen für den Güter- und 
Passagierverkehr sowie beim Zugang zu allen Dienstleistungen 
und anderen bestehenden Einrichtungen. 


3. Sqvoka „Susitarianöios Salies jürq laivininkystes jmone“ - 
(aivus nuomojanöiq perveümq jmong, kurios büstinö yra Sios 
Susitarianöios Sattes teritorijoje ir pagal jos teisinius aktus yra 
pripaZinta kaip „Jürq laivininkystes jmones“; 

4. Sqvoka „jgulos narys“ - kapiton^ ir kiekvienä asmenj laive, 
keliones metu vykdanöius uZduotis ir pasiaugas, ir kuriqpavar- 
des nurodytos laivo roleje. 


2 stralpsnis 
Suslsiekimo lalsve 

(1) Susitarianöios äalys susitaria vystyti susisiekim^ jürqtrans- 
portu tarp abiejq Saliq. 

Jos susilaikys nuo priemoniq, gatinöiq pakenkti netrikdomam tarp- 
tautiniam jürq susisiekimui, taip pat neribotam abiejq Susitarianöiq 
Saliq jürq laivininkystes jmoniq daiyvavimui dviäaleje uZsienio pre- 
kyboje perveZant prekes, taip pat jürq susisiekime tarp tq äaliq ir 
treöiqjq äaliq. 


(2) Kiekvienos Susitarianöios äalies laivai turi teisq plaukioti tarp 
abiejq Susitarianöiq äaliq tarptautinei prekybai atvirq uostq, per- 
veZti keleivius ir krovinius tarp abiejq Susitarianöiq Öaliq, o taip pat 
tarp kiekvienos i§ jq ir treöiqjq äaliq. 

(3) Treöiqjq Saliq jürq laivininkystes jmones ir laivai, o taip pat 
laivai, plaukiojantys su treöiosios äalies veliava, gali be apribojimq 
dalyvauti Susitarianöiq Saliq dviäaleje uisienio prekyboje perve- 
iant prekes. Susitarianöiq Saliq jürq laivininkystes jmoniq frachtuo- 
jami laivai naudojasi tokiomis paöiomis lengvatomis, kaip ir laivai 
su vienos iS Susitarianöiq Saliq veliava. 


3 stralpsnis 

Tartptautiniai (sipareigojlmal 

(1) Si Sutartis nelieöia jsipareigojimq, kylanöiq iS kitq tarptautiniq 
susitarimq, pasiraSytq Susitarianöiq Saliq ir ypaö Vokietijos Fede- 
racines Respublikos jsipareigojimq, susijusiq su jos naryste Euro- 
pos Bendrijoje. 

(2) Abi Susitarianöios Satys siekia ratifikuoti atitinkamus tarptau- 
tinius susitarimus dei laivybos saugumo, jüreiviq socialiniq s%lygq 
ir jüros aplinkos apsaugos. 


4 stralpsnis 

Jürq laivininkystes |mones nedlskriminavlmas 

Abi Susitarianöios Salys tarptautiniame susisiekime jüromis 
nesiims diskriminuojanöiqveiksmq vedanöiqprie kitos Susitarian¬ 
öios Salies jürq laivininkystes interesq paZeidimo arba daranöiq 
kokiq nors jtakq jürq laivininkystes jmones laisvam pasirinkimui 
pagal laisvos konkurencijos principus. 


5 stralpsnis 

Teislnis reguliavimas uostuose Ir teritorinluose vandenyse 

(1) Kiekviena Susitarianti Salis, remdamasi abipusiSkumo prin- 
cipu, savo uostuose, teritoriniuose vandenyse ir krtuose jos kom- 
petencijai priklausanöiuose vandenyse kitos Susitarianöios Salies 
laivams garantuoja tas paöias sqlygas, kaip ir savo Salies tarptau¬ 
tiniame susisiekime plaukiojantiems laivams, ypaö jpiaukiant, sto- 
vint ir iSplaukiant iS uosto, naudojantis uosto jrengimais prekiq ir 
keleiviq perveZimams, taip pat galimybq naudotis visomis paslau- 
gomis ir kitais jrengimais. 
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(2) Die in Absatz 1 erwähnte Gegenseitigkeit erstreckt sich 
auch auf das Recht der Seeschiff ah rtsuntemehmen beider Ver¬ 
tragsparteien auf Zugang zur Ausübung von Agenturtätigkeiten 
entsprechend den Gesetzen, die auf seiten der jeweiligen Ver¬ 
tragspartei gelten. 

Artikel 6 
Freier Transfer 

Jede Vertragspartei gewährt den Seeschiffahrtsunternehmen 
der anderen Vertragspartei das Recht, Einnahmen in konvertier¬ 
barer Währung aus Dienstleistungen der Seeschiffahrt im Ho¬ 
heitsgebiet der ersten Vertragspartei für Zahlungen im Zusam¬ 
menhang mit der Schiffahrt zu verwenden oder sie in konvertier¬ 
barer Währung ins Ausland frei zu transferieren. 

Artikel 7 

Vom Anwendungsbereich 
dieses Abkommens ausgeschlossene Bereiche 

Dieses Abkommen berührt nicht die geltenden Rechtsvorschrif¬ 
ten der Vertragsparteien über 

a) das Vorrecht der eigenen Flagge für die nationale Küsten¬ 
schifffahrt, Bergungs-, Bugsier-, Lots- und andere Dienste, die 
den eigenen Seeschiffahrts- oder sonstigen Unternehmen 
sowie Staatsangehörigen Vorbehalten sind; es handelt sich 
jedoch nicht um Küstenschifffahrt, wenn ein Schiff einer Ver¬ 
tragspartei zwischen Häfen der anderen Vertragspartei fährt, 
um aus einem Drittland beförderte Güter und Fahrgäste zu 
löschen beziehungsweise auszuschiffen oder Güter und Fahr¬ 
gäste zur Beförderung in ein Drittland an Bord zu nehmen; 

b) die Lotsenannahmepflicht für Schiffe; 

c) Fahrzeuge, die Aufgaben des öffentlichen Dienstes wahr¬ 
nehmen; 

d) Meeresforschungsaktivitäten; 

e) das Vorrecht der Seevermessung in den eigenen Hoheits¬ 
gewässern. 

Artikel 8 

Beachtung der Rechtsvorschriften 
der anderen Vertragspartei in deren Hoheitsgebiet 

(1) Die Schiffe jeder Vertragspartei sowie ihre Besatzungen, 
Fahrgäste und Ladungen unterliegen im Hoheitsgebiet der ande¬ 
ren Vertragspartei deren geltenden Rechtsvorschriften. 

(2) Die Schiffe des Seeschiffahrtsunternehmens oder der See¬ 
schiffahrtsuntemehmen jeder Vertragspartei unterliegen, solange 
sie sich im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei befinden, 
deren Gesetzen und sonstigen Rechtsvorschriften über das Ein- 
und Auslaufen der im internationalen Seeverkehr eingesetzten 
Schiffe in ihr oder aus ihrem Hoheitsgebiet sowie über den Betrieb 
und die Führung solcher Schiffe. 

(3) Fahrgäste, Besatzungsmitglieder und Versender von Gütern 
müssen die im Hoheitsgebiet jeder Vertragspartei geltenden Ge¬ 
setze und sonstigen Rechtsvorschriften über Einreise, Aufenthalt 
und Ausreise der Fahrgäste und Besatzungen sowie Einfuhr, 
Ausfuhr und Lagerung von Gütern, insbesondere die Vorschriften 
über Landgangsformalitäten, Einwanderung, Zoll, Steuern und 
Quarantäne, einhalten. 

Artikel 9 

Maßnahmen zur Erleichterung des Seeverkehrs 

Die Vertragsparteien ergreifen Im Rahmen ihrer Gesetze und 
Hafenordnungen alle erforderlichen Maßnahmen, um die Beförde¬ 
rung auf dem Seeweg zu erleichtern und zu fördern, um unnötige 
Verlängerungen der Liegezeiten zu vermeiden und die Erledigung 
der Zoll- und sonstigen in den Häfen zu beachtenden Formalitäten 
nach Möglichkeit zu beschleunigen und zu vereinfachen sowie 
den Gebrauch vorhandener, der Entsorgung dienender Einrich¬ 
tungen zu erleichtern. 


(2) Pirmame paragrafe paminetas abipusiSkumo principas 
galioja taip pat abiejif Susitarianöiq äaliq jürq laivininkystes jmoniq 
teisei vykdyti agentürinq veiklä pagal jstatymus, galiojanöius kiek- 
vienos Susitarianöios äalies puseje. 


6 stralpsnls 

Laisvas pinigq pervedimas 

Kiekviena Susitarianti äalis suteikia teisq kitos Susitarianöios 
äalies jürq laivininkystes jmonei naudoti pajamas konvertuojama 
valiuta ui perveiimo paslaugas pirmosios Susitarianöios äalies 
teritoriniuose vandenyse su laivyba susijusiems atsiskaitymams 
apmoketi arba laisvai pervesti j uäsienj konvertuojama valiuta. 


7 stralpsnls 
Sritys, 

kurloms äi sutartis netalkoma 

Si Sutartis netalkoma Susitarianöiq äaliq galiojantiems teisi- 
ntams aktams dei: 

a) savo äalies veliavos pirmenybes nacionaiines pakrantes laivi- 
ninkysteje, del pagalbos, buksyro, locmano ir kitq paslaugq, 
kurios pirmenybes teise teikiamos savo äalies jürq laivininky¬ 
stes ar kitoms jmonems bei valstybes pilieöiams; taöiau tai 
nelieöia pakrantäs laivybos, jei vienos Susitarianöios äalies 
laivas plaukioja tarp kitos Susitarianöios äalies uostq su tiksiu 
iäkrauti iä treöiosios äalies atgabentus krovinius ir iälaipinti 
keleivius arba paimti krovinius ir keleivius perveiti j treöiaya| 
äalj; 

b) privalomo locmano laivams; 

c) visuomeniniq tarnybq transporto; 

d) tiriamujq darbq jürose; 

e) pirmenybes jüros topografiniams matavimams savo teritori¬ 
niuose vandenyse. 

8 stralpsnls 

Susitarianöios äalies teisiniq normq 
laikymasis kitos Susitarianöios äalies suverenfoje terltorijoje 

(1) Kiekvienos Susitarianöios äalies iaivai, taip pat jq jgulos, 
keleiviai ir kroviniai kitos Susitararianöios äalies teritorijoje laikosi 
joje galiojanöiq teisiniq aktq. 

(2) Kiekvienos Susitarianöios äalies jürq laivininkystes jmones 
Iaivai arba jürq laivininkystes jmones, kol jos yra kitos Susitarian¬ 
öios äalies teritorijoje, laikosi jos jstatymq ir kitq norminiq aktq dei 
tarptautinio plaukiojimo laivq jplaukimo ar iäplaukimo iä jos teritori- 
jos, taip pat dei tokiq laivq eksploatacijos ir navigacijos. 


(3) Keleiviai, jgulos nariai ir prekiq ekspeditoriai turi laikytis 
kiekvienoje iä Susitarianöiq äaliq galiojanöiq jstatymq ir kitq normi¬ 
niq aktq del keleiviq ir jgulq atvykimo,buvimo ir iävykimo, taip pat 
kroviniq jveftmo, iäveiimo ir sandeliavimo, ypaö iäsilaipinimo for- 
malumq jvaZiavimo j äalj, muitq, mokesöiq ir karantino taisykliq 


9 stralpsnls 

Priemones, palengvlnanöios susisieklm^ jüromis 

Susitarianöios äalys pagal jose galiojanöius jstatymus ir uosto 
taisykles imasi visq reikalingq priemoniq palengvinti ir skatinti 
perveiimus jüromis, iävengti prastovq, pagal galimybes pagreitinti 
ir supaprastinti muitq ir kitq uoste reikalingq formalumq sutvarky- 
m^ t taip pat palengvinti naudojim^si uosto iäkrovimo jranga. 
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Artikel 10 

Gegenseitige Anerkennung von 
Meßbriefen und sonstigen Schiffspapieren 

(1) Die von einer Vertragspartei entsprechend den einschlägi¬ 
gen internationalen Übereinkünften ausgestellten anerkannten 
und an Bord eines Schiffes dieser Vertragspartei befindlichen 
Schiffspapiere werden auch von der anderen Vertragspartei an¬ 
erkannt. 

(2) Schiffe, die einen amtlich ausgestellten Meßbrief einer Ver¬ 
tragspartei vorweisen, sind von einer erneuten Vermessung in 
den Häfen der anderen Vertragspartei befreit. Bei der Berechnung 
der Hafenabgabe werden diese Papiere zugrunde gelegt. 

Artikel 11 

Reisedokumente für Besatzungsmitglieder 

(1) Jede der Vertragsparteien erkennt die von den zuständigen 
Behörden der anderen Vertragspartei ausgestellten Reisedoku¬ 
mente an und gewährt den Inhabern dieser Dokumente die in 
Artikel 12 genannten Rechte. 

(2) Die Reisedokumente sind für die Bundesrepublik Deutsch¬ 
land der Reisepaß oder das Seefahrtsbuch und für die Republik 
Litauen der Paß oder das Seefahrtsbuch. 

Artikel 12 

Einreise, Durchreise und 
Aufenthalt von Besatzungsmitgliedern 

(1) Jede Vertragspartei gestattet den Besatzungsmitgliedem 
eines Schiffes der anderen Vertragspartei, die Inhaber eines der 
in Artikel 11 genannten Reisedokumente sind, während der Liege¬ 
zeit des Schiffes in einem ihrer Häfen ohne Aufenthaltsgenehmi¬ 
gung vor der Einreise (Visum) in Übereinstimmung mit den im 
Aufenthaltsland geltenden einschlägigen Gesetzen und sonstigen 
Vorschriften ah Land zu gehen und sich im Gebiet des Hafenorts 
aufzuhalten. Erforderlich ist in diesen Fällen 

- in der Bundesrepublik Deutschland ein Landgangsausweis, 

- in der Republik Litauen ein Landgangsausweis. 

(2) Jedes Besatzungsmitglied, das Inhaber eines der in 
Artikel 11 genannten Reisedokumente ist, darf nach Erteilung 
einer Aufenthaltsgenehmigung vorder Einreise (Visum) durch das 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei durchreisen, um sich 
zum Zweck seiner Heimschaffung oder aus einem anderen, von 
den zuständigen Behörden der anderen Vertragspartei als triftig 
anerkannten Grund auf sein Schiff oder auf ein anderes Schiff zu 
begeben. Die betreffende Aufenthaltsgenehmigung (Visum) ist in 
möglichst kurzer Zeit zu erteilen. 

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsparteien gestatten 
einem Besatzungsmitglied, das im Hoheitsgebiet einer Vertrags¬ 
partei in ein Krankenhaus eingeliefert wird, den für die stationäre 
Behandlung erforderlichen Aufenthalt. 

(4) Beide Vertragsparteien behalten sich das Recht vor, 
Personen, die unerwünscht sind, die Einreise in ihr Hoheitsgebiet 
zu verweigern, auch wenn diese Personen Inhaber eines der in 
Artikel 11 genannten Reisedokumente sind. 

(5) Die Bediensteten der diplomatischen Missionen und der 
konsularischen Vertretungen einer Vertragspartei sowie der Kapi¬ 
tän und die Besatzungsmitglieder der Schiffe dieser Vertragspar¬ 
tei sind berechtigt, unter Beachtung der im Aufenthaltsland gelten¬ 
den einschlägigen Gesetze und sonstigen Vorschriften miteinan¬ 
der in Verbindung zu treten und zusammenzutreffen. 

(6) Vorbehaltlich der vorstehenden Bestimmungen bleiben die 
Regelungen der Vertragsparteien betreffend die Einreise, den 
Aufenthalt und die Ausreise von Ausländem unberührt. 

Artikel 13 

Vorkommnisse auf See 

(1) Erleidet ein Schiff einer Vertragspartei in den Hoheitsgewäs- 
sem der anderen Vertragspartei einen Schiffbruch oder eine 


10 stralpsnis 

Abipusls laivo paso 
ir klti| laivo dokumentq pripailnlmas 

(1) Vienos SusitarianÖios Salies pagal tarptautines sutartis 
paruoStus, pripaiintus ir tos Salies laive esanöius laivo dokumen- 
tus pripaijsta ir kita Susitarianti Salis. 


(2) Laivai, kurie pateikia SusitarianÖios Salies oficialiai iSduotq 
laivo pasq, kitos SusitarianÖios Salies uoste nebematuojami. Skai- 
öiuojant uosto rinkliavas, remiamasi Siais dokumentäre. 


11 stralpsnis 

(gulos naritf keliones dokumental 

(1) Kiekviena Susitarianöiq Saliq pripaijsta kitos SusitarianÖios 
Salies atitinkamq iinybq iäduotus keliones dokumentus ir suteikia 
tq dokumentq savininkams 12 straipsnyje iSvardintas teises. 

(2) Vokietijos Federacines Respublikos puses keliones doku- 
mentai yra uisienio pasas arba jüreivio pasas, Ltetuvos Respubli¬ 
kos puses keliones dokumentai - pasas arba jüreivio pasas. 

12 stralpsnis 

(gulos narlq (vaüavlmas, 
tranzltas ir buvimas Salyje 

(1) Kiekviena iS Susitarianöiq Saliq kitos SusitarianÖios Salies 
jgulos nariams, turintiems viens^ iS 11 straipsnyje nurodytq kelio¬ 
nes dokumentq, leidiia laivo stovejimo viename iS jos uostq metu 
iSlipti j kranta^ ir buti uostamiesöio teritorijoje, neturint iSankstinio 
leidimo apsistoti (vizos), sutinkamai su toje Salyje galiojanöiais 
atitinkamais jstatymais ir kitais norminiais aktais. Tokiu atveju 
reikia tureti: 

- Vokietijos Federacineje Respublikoje - leidim^ iSlipti j krant^; 

- Lietuvos Respublikoje - leidim^ iSlipti j krant^; 

(2) Kiekvienas jgulos narys, turintis vien^ iS 11 straipsnyje 
nurodytq keliones dokumentq gavq leidim^ apsistoti prieS jvaiiuo- 
damas j Salj (viz^), galt pervaiiuoti kitos SusitarianÖios Salies 
teritorij^, grjidamas namo arba kitu tikslu, SusitarianÖios Salies 
kompetentingq iinybq pripaiintu svarbiu, vykti j savo ir kurj kit^ 
laiv^. Reikalingas leidimas (viza) tun büti iSduodamas kuo grei- 
öiausiai. 


(3) Susitarianöiq Saliq kompetentingos iinybos leidiia jgulos 
nariui, paguldytam j ligoninq kitos SusitarianÖios Salies teritorijoje, 
büti toje Salyje stacionariniam gydymui reikaling^ laikotarpj. 

(4) Abi SusitarianÖios puses pasiiieka teisq atsisakyti duoti 
jvaiiavimo leidim^ nepageidautiniems asmenims, net jei tie asme- 
nys turi vien^ iS 11 straipsnyie nurodytq keliones dokumentq. 

(5) SusitarianÖios Salies diplomatiniqmisijqir konsuliniqatstovy- 
biq tamautojai bei Sios SusitarianÖios Salies laivq kapitonai ir 
jgulos nariai turi teisq susisiekti ir susitürti pagal Salies, kurioje jie 
yra, jstatymus ir kitas teisines normas. 


(6) Nepaisant aukSöiau pateiktq nuostatq, Susitarianöiq Saliq 
taisykles del jvaiiavimo, apsistojimo ir iSvaiiavimo lieka nepakitq. 

13 stralpsnis 

Nelalmlngi atsltiklmal jüroje 

(1) Jei vienos Susitarianötos Salies laiv^ kitos Salies teritori- 
niuose vandenyse iStinka katastrofa ar avarija, jei jis skqsta ar 
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Havarie, läuft es auf Grund oder gerät es in sonstiger Weise in 
Seenot, so gewähren die Behörden dieser anderen Vertragspartei 
dem Kapitän, den ßesatzungsmitgliedem den Fahrgästen sowie 
dem Schiff und seiner Ladung den gleichen Schutz und Beistand 
wie Schiffen unter der eigenen Flagge. Die in Satz 1 genannten 
Vorkommnisse werden von den von jeder Vertragspartei gegen¬ 
über der anderen Vertragspartei zu bezeichnenden Behörden 
untersucht, wenn ein öffentliches Interesse vorliegt, auf jeden Fall 
aber dann, wenn bei einem solchen Vorkommnis ein Fahrzeug 
gesunken oder auf gegeben worden ist oder jemand den Tod 
erlitten hat. Die Untersuchungsergebnisse werden von den zu 
bezeichnenden Behörden den Behörden der anderen Vertrags¬ 
partei so schnell wie möglich übermittelt. 

(2) Die Vertragsparteien sehen, falls ein Schiff einen Unfall oder 
eine Havarie erlitten hat, von der Erhebung von Einfuhrzöllen, 
Steuern und jeglichen anderen Abgaben, denen Ladung, Aus¬ 
rüstung, Materialien, Vorräte und anderes Schiffszubehör unter¬ 
liegen ab, sofern diese Gegenstände im Hoheitsgebiet der ande¬ 
ren Vertragspartei weder gebraucht noch verbraucht werden. 

(3) Absatz 2 schließt die Anwendung der Gesetze und sonsti¬ 
gen Rechtsvorschriften der Vertragsparteien betreffend die vor¬ 
übergehende Lagerung von Gütern nicht aus. 

Artikel 14 

Gemischter SeeschiffahrtsausschuB und Konsultationen 

(1) Um die wirksame Anwendung dieses Abkommens zu 
gewährleisten, wird ein Gemischter Seeschiffahrtsausschuß 
gebildet, der aus den Seeschiffahrtsverwaltungen und den von 
den Vertragsparteien benannten Sachverständigen besteht. 

(2) Dieser Ausschuß behandelt Fragen von gemeinsamen 
Interesse, insbesondere Fragen im Zusammenhang mit 

- den Tätigkeiten der Seeschiffahrtsuntemehmen und der 
Schiffe der Vertragsparteien, die im Seeverkehr zwischen den 
Vertragsparteien beschäftigt sind; 

- der Beachtung sämtlicher Bedingungen für die ordnungsge¬ 
mäße Abwicklung des Seeverkehrs durch die Seeschiff ahrts¬ 
untemehmen jeder Vertragspartei; 

- den zweiseitigen Konsultationen der Seeschiffahrtsuntemehmen 
und der Seeschiffahrtsbehörden beider Vertragsparteien; 

- der gütlichen Beilegung von Streitigkeiten einschließlich derer, 
die aus der Auslegung dieses Abkommens entstehen. 

(3) Die Vertragsparteien verpflichten sich, die Grundsätze des 
beiderseitigen Vorteils und der nichtdiskriminierenden Behand¬ 
lung der Seeschiffahrtsuntemehmen und Schiffe beider Vertrags¬ 
parteien zu beachten. 

(4) Der Gemischte Seeschiffahrtsausschuß tritt auf Antrag einer 
der Vertragsparteien spätestens drei Monate nach Stellung dieses 
Antrags zusammen. 

Artikel 15 

Technische Zusammenarbeit 

Die Vertragsparteien ermutigen die Reeder und die mit der 
Seeschiffahrt verbundenen Institutionen beider Länder, alle mög¬ 
lichen Formen der Zusammenarbeit, insbesondere in der Ausbil¬ 
dung von Fachleuten und in technischen Fragen zu suchen und 
zu entwickeln. 

Artikel 16 
Inkrafttreten 

Dieses Abkommen tritt an dem Tag in Kraft, an dem die 
Vertragsparteien einander notifiziert haben, daß die erforderlichen 
innerstaatlichen Voraussetzungen für das Inkrafttreten des Ab¬ 
kommens erfüllt sind. Als Tag des Inkrafttretens wird der Tag des 
Eingangs der letzten Notifikation angesehen. 


kaip nors kitaip yra pakenktas, tai kitos Susitarianöios Salies 
iinybos suteikia kapitonui, jgulos nariams ir keleiviams, taip pat 
laivui ir jo kroviniams toki^ paöi% pagatb% ir apsaug^ kaip ir 
laivams su savo Salies veliava. AukSöiau iSvardintus nelaimingus 
atsitikimus tiria kiekvienos Susitarianöios Salies paskirtos kitos 
Susitarianöios Salies iinybos, jei yra visuomenes susidomejimas, 
ir bet kokiu atveju - jei tokio jvykio metu iaivas nuskendo arba 
buvo paliktas, arba kas nors 2uvo. Tyrimo rezultatus paskirtos 
2inybos kaip gatima greiöiau perduoda kitos Susitarianöios Salies 
äinybai. 


(2) Susitarianöios Salys, laivui patyrus avarij^ ar kitq nelaiming^ 
atsitikim^, neima jveiimo muitq, mokesöiq ir kitq rinkliavq ui 
krovinius, jrang^, mediiagas ir kitus laivo prietaisus, jei tie daiktai 
kitos Susitarianöios Salies teritorijoje nebuvo naudojami ar varto- 
jamf. 

(3) 2 paragrafas nepanaikina Susitarianöiq Saliq jstatymq ir kitq 
teisiniq aktq de! laikino prekiq sandeliavimo galiojimo. 


14 straipsnls 

Bendra laivininkystes komislja ir konsultacijoa 

(1) Siekiant garantuoti efektyvq Sios sutarties vykdym^, sudar- 
oma Bendra laivininkystes komisija, susidedanti iS Susitarianöiq 
Saliq jürq laivininkystes jmoniq valdybq ir Susitarianöiq Saliq skiria- 
mq ekspertq. 

(2) Si komisija svarsto klausimus, lieöianöius bendrus interesus, 
visq pirma susijusius su: 

- jürq laivininkystes jmoniq ir Susitarianöiq Saliq laivq veikla laivy- 
boje tarp abiejq Susitarianöiq Saliq: 

- Susitarianöiq Saliq laivininkystes jmoniq visq s^lygq vykdymu, 
kad bütq uitikrintas susisiekimas jürq transportu; 

- abiejq Susitarianöiq Saliq jürq laivininkystes jmoniq ir jürq laivi¬ 
ninkystes 2inybq abipusemis konsultadjomis; 

- ginöq, jskaitant ir kylanöius del Sios sutarties traktavimo, spren- 
dimu. 

(3) Susitarianöios Salys jsipareigoja laikytis abipusio palankumo 
ir abiejq Saliq jürq laivininkystes jmoniq ir laivq nediskriminavimo 
principo. 

(4) Bendra Jürq laivininkystes komisija susirenka vienos iS 
Susitarianöiq Saliq praSymu, ne veliau kaip 3 menesiai po pareiS- 
kimo jteikimo. 

15 stralpsnis 

Techninis bendradarblavimas 

Susitarianöios Salys skatina abiejq Saliq laivq savininkus ir su 
jürq laivininkyste susijusias instrukcijas ieSkoti ir pietoti visas 
galimas bendradarbiavimo formas, ypaö specialistq rengimo ir 
techniniq klausimq sprendimo srityse. 


16 stralpsnis 
jsfgaliojlmas 

Si Sutartis jsigalioja nuo tos dienos, kai Susitarianöios Salys 
praneSa viena kitai, kad jvykdytos reikalingos prielaidos valstybiq 
viduje Sutarties jsigaliojimui. jsigaliojimo diena yra paskutines 
notifikacijos gavimo diena. 




106 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1994, Teil II 


Artikel 17 

Geltungsdauer, Kündigung 

(1) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. 

(2) Dieses Abkommen kann von jeder Vertragspartei unter 
Einhaltung einer Frist von sechs Monaten durch Notifikation 
gekündigt werden. 


Geschehen zu Wilna am 28. Juli 1992 in zwei Urschriften, jede 
in deutscher und litauischer Sprache, wobei jeder Wortlaut glei¬ 
chermaßen verbindlich ist. 


17 straipsnls 

Sutarties galiojlmo laikas Ir nutraukimas 

(1) Si Sutartis sudaryta neribotam laikui. 

(2) Sutartis gali buti nutraukta, vienai iS Susitarianöiq Saiiq 
pateikus notifikacij^ laikantis SeSiq menesiq termino. 


PasiraSyta Vilniuje 1992 m. liepos men 28 d. dviem egzem- 
plioriais, iS kuriq kiekvienas yra lietuviq ir vokieöiq kalba, abu 
tekstai tun vtenod% gali^. 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

Vokietijos Federacinös 
Respublikos Vyriausybös vardu 

Gottfried Albrecht 
Wolfgang Gröbl 

Für die Regierung der Republik Litauen 

Lietuvos Respublikos 
Vyriausybös vardu 

BiriiSkis 
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Verordnung 

über die Inkraftsetzung der ECE-Regelung Nr. 91 
über einheitliche Bedingungen für die Genehmigung 
von Seitenmarkierungsleuchten für Kraftfahrzeuge und ihre Anhänger 

(Verordnung zur ECE-Regelung Nr. 91) 

Vom 29. Dezember 1993 

Auf Grund des Artikels 3 des Gesetzes vom 12. Juni 1965 zu dem Übereinkom¬ 
men vom 20. März 1958 über die Annahme einheitlicher Bedingungen für die 
Genehmigung der Ausrüstungsgegenstände und Teile von Kraftfahrzeugen und 
über die gegenseitige Anerkennung der Genehmigung (BGBl. 1965IIS. 857), der 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Dezember 1968 (BGBl. 1968 II S. 1224) 
eingefügt worden ist, verordnet das Bundesministerium für Verkehr nach Anhö¬ 
rung der zuständigen obersten Landesbehörden: 

Artikel 1 

Die nach Artikel 1 des Übereinkommens vom 20. März 1958 angenommene 
ECE-Regelung Nr. 91 über einheitliche Bedingungen für die Genehmigung von 
Seitenmarkierungsleuchten für Kraftfahrzeuge und ihre Anhänger wird hiermit in 
Kraft gesetzt. Der Wortlaut der Regelung wird mit einer amtlichen deutschen 
Übersetzung als Anhang zu dieser Verordnung veröffentlicht.*) 

Artikel 2 

(1) Diese Verordnung tritt an dem Tage in Kraft, an dem die ECE-Regelung 
Nr. 91 für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt. 

(2) Diese Verordnung tritt an dem Tage außer Kraft, an dem die ECE-Regelung 
Nr. 91 für die Bundesrepublik Deutschland außer Kraft tritt. 

(3) Der Tag des Inkrafttretens und der Tag des Außerkrafttretens sind im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Bonn, den 29. Dezember 1993 


Der Bundesminister für Verkehr 
In Vertretung 
Dr. Knittel 


*) Die ECE-Regelung Nr. 91 wird als Anlageband zu dieser Ausgabe des Bundesgesetzblattes ausgegeben. Abonnenten 
des Bundesgesetzblattes Teil II wird der Anlageband auf Anforderung gemäß den Bezugsbedingungen des Verlages 
übersandt. 
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Verordnung 

über die Inkraftsetzung der ECE-Regelung Nr. 65 
und der Änderung 1 zur ECE-Regelung Nr. 65 
über einheitliche Bedingungen 

für die Genehmigung von Kennleuchten für Blinklicht für Kraftfahrzeuge 

(Verordnung zur ECE-Regelung Nr. 65) 

Vom 30. Dezember 1993 

Auf Grund des Artikels 3 des Gesetzes vom 12. Juni 1965 zu dem Übereinkom¬ 
men vom 20. März 1958 über die Annahme einheitlicher Bedingungen für die 
Genehmigung der Ausrüstungsgegenstände und Teile von Kraftfahrzeugen und 
über die gegenseitige Anerkennung der Genehmigung (BGBl. 1965IIS. 857), der 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Dezember 1968 (BGBl. 1968 II S. 1224) 
eingefügt worden ist, verordnet das Bundesministerium für Verkehr nach An¬ 
hörung der zuständigen obersten Landesbehörden: 

Artikel 1 

Die nach Artikel 1 des Übereinkommens vom 20. März 1958 angenommene 
ECE-Regelung Nr. 65 über einheitliche Bedingungen für die Genehmigung von 
Kennleuchten für Blinklicht für Kraftfahrzeuge sowie die nach Artikel 12 des 
Übereinkommens vom 20. März 1958 angenommene Änderung 1 zur ECE- 
Regelung Nr. 65 werden hiermit in Kraft gesetzt. Der Wortlaut der ECE-Regelung 
Nr. 65 sowie der Wortlaut der Änderung 1 zur ECE-Regelung Nr. 65 werden mit 
einer amtlichen deutschen Übersetzung als Anhang 1 und 2 zu dieser Verord¬ 
nung veröffentlicht. 1 ) 


Artikel 2 

(1) Diese Verordnung tritt an dem Tag in Kraft, an dem die ECE-Regelung 
Nr. 65 sowie die Änderung 1 zur ECE-Regelung Nr. 65 für die Bundesrepublik 
Deutschland in Kraft treten. 

(2) Diese Verordnung tritt an dem Tage außer Kraft, an dem die ECE-Regelung 
Nr. 65 für die Bundesrepublik Deutschland außer Kraft tritt. Der Tag des Inkrafttre¬ 
tens und der Tag des Außerkrafttretens sind im Bundesgesetzblatt bekanntzu¬ 
geben. 


Bonn, den 30. Dezember 1993 


Der Bundesminister für Verkehr 
In Vertretung 
Dr. Knittel 


’) Die ECE-Regelung Nr. 65 sowie die Änderung 1 zur ECE-Regelung Nr. 65 werden als Anlageband zu dieser Ausgabe 
des Bundesgesetzblattes ausgegeben. Abonnenten des Bundesgesetzblattes Teil II wird der Anlageband auf Anforde¬ 
rung gemäß den Bezugsbedingungen des Verlages übersandt. 
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Verordnung 

über die Inkraftsetzung der ECE-Regelung Nr. 90 
über einheitliche Bedingungen 
für die Genehmigung von Ersatz-Bremsbelag-Einheiten 
für Kraftfahrzeuge und ihre Anhänger 
(Verordnung zur ECE-Regelung Nr. 90) 

Vom 5. Januar 1994 

Auf Grund des Artikels 3 des Gesetzes vom 12. Juni 1965 zu dem Übereinkom¬ 
men vom 20. März 1958 über die Annahme einheitlicher Bedingungen für die 
Genehmigung der Ausrüstungsgegenstände und Teile von Kraftfahrzeugen und 
über die gegenseitige Anerkennung der Genehmigung (BGBl. 1965II S. 857), der 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Dezember 1968 (BGBl. 1968 II S. 1224) 
eingefügt worden ist, verordnet das Bundesministerium für Verkehr nach An¬ 
hörung der zuständigen obersten Landesbehörden: 

Artikel 1 

Die nach Artikel 1 des Übereinkommens vom 20. März 1958 angenommene 
ECE-Regelung Nr. 90 über einheitliche Bedingungen für die Genehmigung von 
Ersatz-Bremsbelag-Einheiten für Kraftfahrzeuge und ihre Anhänger wird hiermit 
in Kraft gesetzt. Der Wortlaut der Regelung wird mit einer amtlichen deutschen 
Übersetzung als Anhang zu dieser Verordnung veröffentlicht.*) 

Artikel 2 

(1) Diese Verordnung tritt an dem Tage in Kraft, an dem die ECE-Regelung 
Nr. 90 für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt. 

(2) Diese Verordnung tritt an dem Tage außer Kraft, an dem die ECE-Regelung 
Nr. 90 für die Bundesrepublik Deutschland außer Kraft tritt. Der Tag des Außer¬ 
krafttretens ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Bonn, den 5. Januar 1994 


Der Bundesminister für Verkehr 
In Vertretung 
Dr. Knittel 


*) Oie ECE-Regelung Nr. 90 wird als Anlageband zu dieser Ausgabe des Bundesge¬ 
setzblattes ausgegeben. Abonnenten des Bundesgesetzblattes Teil It wird der Anla¬ 
geband auf Anforderung gemäß den Bezugsbedingungen des Verlages übersandt. 
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Bekanntmachung 

des deutsch-nepalesischen Abkommens 
über kulturelle Zusammenarbeit 

Vom 29. November 1993 

Das in Kathmandu am 12. August 1992 Unterzeichnete 
Abkommen zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und Seiner Majestät Regierung von Nepal 
Ober kulturelle Zusammenarbeit ist nach seinem Artikel 11 
und die durch Notenwechsel vom selben Tag geschlosse¬ 
ne Vereinbarung zu den Artikeln 2 und 3 des Abkommens 
nach ihrem letzten Absatz 

am 6. September 1993 

in Kraft getreten; das Abkommen und die einleitende deut¬ 
sche Note der Vereinbarung werden nachstehend veröf¬ 
fentlicht. 


Bonn, den 29. November 1993 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Eitel 
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Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und Seiner Majestät Regierung von Nepal 
über kulturelle Zusammenarbeit 

Agreement 

between the Government of the Federal Republic of Germany 
and His Majesty’s Government of Nepal 
concerning Cultural Cooperation 


Oie Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

und 

Seiner Majestät Regierung von Nepal - 

in dem Wunsch, die kulturellen und wissenschaftlichen Bezie¬ 
hungen zwischen beiden Völkern zu vertiefen, 

in der Überzeugung, daß der kulturelle Austausch die gegensei¬ 
tige Zusammenarbeit sowie das Verständnis für die Kultur und. 
das Geistesleben sowie die Lebensform des anderen Volkes 
fördern wird - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Beide Vertragsparteien werden bestrebt sein, die gegenseitige 
Kenntnis der Kultur ihrer Länder zu verbessern und einander bei 
der Erreichung dieses Zieles zu helfen. 

Artikel 2 

(1) Die Vertragsparteien werden im Rahmen ihrer jeweils gel¬ 
tenden Rechtsvorschriften und unter den von ihnen zu vereinba¬ 
renden Bedingungen die Gründung und Tätigkeit kultureller Ein¬ 
richtungen der jeweils anderen Vertragspartei im eigenen Land 
erleichtern und fördern. 

(2) Kulturelle Einrichtungen im Sinne des Absatzes 1 sind 
insbesondere Kulturinstitute, allgemeinbildende und berufsbilden¬ 
de Schulen, nichtschulische Bildungseinrichtungen, Bibliotheken 
und ähnliche wissenschaftliche und kulturelle Institutionen. Den 
entsandten Fachkräften dieser Institutionen sind im offiziellen 
Auftrag wissenschaftlich-kulturell oder pädagogisch tätige ent¬ 
sandte oder vermittelte Einzelpersonen gleichgestellt. 

(3) Die Vertragsparteien gewähren den entsandten Fachkräften 
dieser Einrichtungen sowie den ihnen gemäß Absatz 2 gleichge¬ 
stellten Einzelpersonen und ihren Familienangehörigen im Rah¬ 
men ihrer geltenden Rechtsvorschriften alle für die Durchführung 
ihrer Aufgabe erforderlichen Erleichterungen bei der Ein- und 
Ausreise, der Ein- und Ausfuhr ihres Umzugsguts sowie bei der 
Erteilung der notwendigen Arbeits- und Aufenthaltserlaubnis. 

(4) Die Vertragsparteien werden um steuerliche und sonstige 
Abgabenfreiheit für die in den Absätzen 1 bis 3 genannten Perso¬ 
nen und Einrichtungen bemüht sein, soweit es die geltenden 
innerstaatlichen Gesetze und Verordnungen zuiassen. 

(5) Der Status der in den Absätzen 1 und 2 genannten kulturel¬ 
len Einrichtungen und der von den Vertragsparteien im Rahmen 
der kulturellen Zusammenarbeit im offiziellen Auftrag entsandten 
oder vermittelten Fachkräfte wird durch eine besondere Vereinba¬ 
rung geregelt. 


The Government of the Federal Republic of Germany 

and 

His Majesty’s Government of Nepal, 

Desiring to intensify the cultural and scientific reiations existing 
between their peoples, 

Convinced that cultural exchanges will promote Cooperation 
between them and an understanding of the culture, inteilectual 
activities and way of life of the people of the other country, 


have agreed as follows: 

Articie 1 

Both Contracting Parties shall endeavour to improve mutual 
knowledge of the culture of their countries and to assist each other 
in achieving this aim. 

Articie 2 

(1) The Contracting Parties shall, within the framework of their 
applicable legislation and on terms to be agreed upon by them, 
facilitate and promote in their own country the establishment and 
activities of cultural institutions of the other Contracting Party. 

(2) Cultural institutions within the meaning of paragraph 1 above 
are, in particular, cultural institutes, schools providing general 
education and vocational schools, non-schoof educational estab- 
lishments, libraries and similar scientific and cultural institutions. 
Individuals who are seconded or provided for officia! assignments 
in the scientific, cultural or educational sphere shall have the same 
Status as the seconded experts of these institutions. 

(3) The Contracting Parties shall, in accordance with their 
applicable legislation, afford the seconded experts of the said 
institutions and the individuals given the same Status under para¬ 
graph 2 above as well as the members of their families such 
facilities with regard to their entering and leaving the country, the 
importation and exportation of their househoid effects and the 
issue of work and residence permits as are necessary for the 
performance of their tasks. 

(4) The Contracting Parties shall endeavour, in so far as the 
applicable national laws and regulations permit, to grant exemp- 
tion from taxes and other charges applicable to the persons and 
institutions referred to in paragraphs 1 to 3 above. 

(5) The Status of the cultural institutions referred to in para¬ 
graphs 1 and 2 above and of the experts seconded or provided by 
the Contracting Parties for officia! assignments within the frame¬ 
work of cultural Cooperation shall be dealt with in a separate 
arrangement. 
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Artikel 3 

Auf dem Gebiet der Wissenschaft und des Bildungswesens 
einschließlich der Hochschulen, allgemeiner und beruflicher 
Schulen, Organisationen und Einrichtungen der nichtschulischen 
beruflichen Bildung und Weiterbildung für Erwachsene, der Schul- 
und Berufsbildungsvenwaltungen und anderer Bitdungs- und For¬ 
schungseinrichtungen werden die Vertragsparteien, um zur Zu¬ 
sammenarbeit in allen ihren Formen zu ermutigen, bemüht sein, 

1. die gegenseitige Entsendung von Delegationen zum Zweck 
der Information und des Erfahrungsaustausches zu unter¬ 
stützen; 

2. den Austausch von Wissenschaftlern, Hochschulverwal¬ 
tungspersonal, Lehrkräften, Ausbildern, Studenten, Schülern 
und Auszubildenden zu Informations-, Studien-, Forschungs¬ 
und Ausbildungsaufenthalten zu unterstützen; 

3. den Austausch von wissenschaftlicher, pädagogischer und 
didaktischer Literatur, Lehr-, Anschauungs- und Informations¬ 
material und Lehrfilmen sowie die Veranstaltung entsprechen¬ 
der Fachausstellungen zu fördern; 

4. die Beziehungen zwischen den Hochschulen beider Länder 
und anderer kulturellen und wissenschaftlichen Einrichtungen 
zu fördern. 


Artikel 4 

Die Vertragsparteien werden im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
qualifizierten Studenten und Wissenschaftlern der jeweils anderen 
Vertragspartei Stipendien zur Ausbildung, zur Fortbildung und zu 
Forschungsarbeiten zur Verfügung stellen, sofern die Vorausset¬ 
zungen hierfür bestehen. 

Artikel 5 

Die Vertragsparteien werden bemüht sein, das Studium der 
Sprache, der Kultur und der Literatur des anderen Landes zu 
fördern. 

Artikel 6 

Um eine bessere Kenntnis der Kunst, Literatur und verwandter 
Gebiete des anderen Landes zu vermitteln, werden sich die Ver¬ 
tragsparteien auf der Grundlage der Gegenseitigkeit bemühen, 
entsprechende Maßnahmen durchzuführen und einander dabei 
im Rahmen ihrer Möglichkeiten Hilfe zu leisten, insbesondere 

1. bei Gastspielen von Künstlern und Ensembles, bei der Veran¬ 
staltung von Konzerten, Theateraufführungen und anderen 
künstlerischen Darbietungen; 

2. bei der Durchführung von Ausstellungen sowie der Organisa¬ 
tion von Vorträgen und Vorlesungen; 

3. bei der Organisation gegenseitiger Besuche von Vertretern 
der verschiedenen Gebiete des kulturellen Lebens, insbeson¬ 
dere der Literatur, der Musik, der darstellenden und der bilden¬ 
den Künste, zur Entwicklung der Zusammenarbeit, zum Erfah¬ 
rungsaustausch sowie zur Teilnahme an Tagungen und ähn¬ 
lichen Veranstaltungen; 

4. bei der Förderung von Kontakten auf den Gebieten des Ver¬ 
lagswesens, der Bibliotheken, Archive und Museen sowie bei 
dem Austausch von Fachleuten und Material; 

5. bei der Herausgabe von Übersetzungen von Werken der 
schöngeistigen, der wissenschaftlichen und der Fachlitera¬ 
tur. 

Artikel 7 

Die Vertragsparteien werden auf dem Gebiet des Filmwesens, 
des Fernsehens und des Hörfunks die Zusammenarbeit der be¬ 
treffenden Anstalten in ihren Ländern sowie die Herstellung und 
den Austausch von Filmen und anderen audiovisuellen Medien, 
die den Zielen des Abkommens dienen können, im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten unterstützen. 


Article 3 

In the fiekf of Science and education, including universities and 
other institutions of higher education, general and vocationai 
schools, organizations and Institutions of non-schooi vocationai 
training and adult education, school and vocationai training au- 
thorities as well as other educational and research institutions, the 
Contracting Parties shall, with a view to encouraging Cooperation 
in all its forms, endeavour to 

1. support mutual visits by delegations for Information purposes 
and to exchange experience; 

2. support the exchange of scientists and schoiars, university 
administrators, teachers, instructors, students, pupils and trai- 
nees for Information, study, research and training purposes; 

3. promote the exchange of scientific and educational literature, 
teaching aids, Information and demonstration material and 
instructional films as well as the Organization of relevant spe- 
cialized exhibitions; 

4. promote reiations between the universities and other institu¬ 
tions of higher education of the two countries and between 
other cultural and scientific institutions. 

Article 4 

The Contracting Parties shall to the extent possible award basic 
training, further training and research scholarships for qualified 
students, scientists and schoiars of the other Contracting Party, 
provided that the requirements are met. 


Article 5 

The Contracting Parties shall endeavour to encourage the study 
of the language, culture and literature of the other country. 


Article 6 

In order to impart a better knowledge of the art, literature and 
related fields of the other country, the Contracting Parties shall, on 
the basis of reciprocity, endeavour to carry out appropriate 
measures and assist each other as far as possible, in particular 

1. with regard to the arrangement of performances by visiting 
artists and ensembies, of concerts and piays, as well as other 
artistic performances; 

2. in the Organization of exhibitions and lectures; 

3. in the Organization of mutual visits by repräsentatives of the 
various spheres of cultural life, in particular literature, music, 
the performing and fine arts, in the development of Coopera¬ 
tion, exchanges of experience, and participation in congresses 
and simiiar events; 

4. in fostering contacts in the fields of Publishing, libraries, arch- 
ives and museums, and in the exchange of specialists and 
material; 

5. in the publication of translations of belletristic, scientific and 
technical literature. 


Article 7 

The Contracting Parties shall as far as possible support 
cooperation between their respective film, television and radio 
broadcasting corporations as well as the production and exchange 
of films and other audio-visual media which may serve the pur¬ 
poses of this Agreement. 
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Artikel 8 

Die Vertragsparteien werden bestrebt sein, den Jugendaus¬ 
tausch sowie die Zusammenarbeit zwischen den Jugendorganisa¬ 
tionen und Institutionen der außerschulischen Jugendbildung zu 
fördern. 

Artikel 9 

Die Vertragsparteien werden Begegnungen zwischen Sportlern 
und Sportmannschaften ihrer Länder ermutigen und bestrebt sein, 
die Zusammenarbeit im Bereich des Sports (auch an Schulen und 
Hochschulen) zu fördern. 

Artikel 10 

Die Vertreter der Vertragsparteien werden nach Bedarf oder auf 
Ersuchen einer Vertragspartei abwechselnd in einem der beiden 
Staaten zusammentreten, um die Bilanz des im Rahmen dieses 
Abkommens erfolgten Austausches zu ziehen und Empfehlungen 
für die weitere kulturelle Zusammenarbeit zu erarbeiten. 


Artikel 11 

Dieses Abkommen tritt an dem Tag in Kraft, an dem die 
Vertragsparteien einander notifiziert haben, daß die jeweiligen 
innerstaatlichen Voraussetzungen für das Inkrafttreten des Ab¬ 
kommens erfüllt sind. 

Artikel 12 

Dieses Abkommen gilt für die Dauer von fünf Jahren. Danach 
verlängert sich die Geltungsdauer jeweils um weitere fünf Jahre, 
sofern das Abkommen nicht von einer Vertragspartei mit einer 
Frist von sechs Monaten schriftlich gekündigt wird. 


Geschehen zu Kathmandu am 12. August 1992 in zwei 
Urschriften, jede in deutscher, nepalesischer und englischer 
Sprache, wobei jeder Wortlaut verbindlich ist. Bei unterschied¬ 
licher Auslegung des deutschen und des nepalesischen Wortlauts 
ist der englische Wortlaut maßgebend. 


Article 8 

The Contracting Parties shall endeavour to promote youth ex- 
changes as well as Cooperation between youth organizations and 
institutions of non-school youth education. 


Article 9 

The Contracting Parties shall encourage meetings between 
sportsmen and Sports teams from their countries and endeavour 
to fester Cooperation in the field of sports (not least at schools, 
universities and other institutions of higher education). 

Article 10 

As necessary or upon the request of one of the Contracting 
Parties, the repräsentatives of the Contracting Parties shall meet 
altemately in the two countries in order to review the exchanges 
that have been carried out under this Agreement and to draw up 
recommendations for further cultural Cooperation. 


Article 11 

This Agreement shall enter into force on the date on which the 
Contracting Parties have notified each other that their respective 
national requirements for the entry into force of this Agreement 
have been fulfilled. 

Article 12 

This Agreement shall be valid for a period of five years and shall 
be extended for successive five-year periods unless it is de- 
nounced in writing by either Contracting Party giving six months’ 
notice. 


Done at Kathmandu on 12 August 1992 in duplicate in the 
German, Nepali and English languages, all three texts being 
authentic. 

In case of divergent interpretations of the German and Nepali 
texts, the English text shall prevail. 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
For the Government of the Federal Republic of Germany 

Dr. Schneller 

Für Seine Majestät Regierung von Nepal 
For His Majesty’s Government of Nepal 
Dr. Upadhyaya 
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Botschaft der 

Bundesrepublik Deutschland 
Kathmandu 


Verbalnote 

Die Botschaft der Bundesrepublik Deutschland beehrt sich, dem Ministerium für Auswärti¬ 
ge Angelegenheiten des Königreichs Nepal den Abschluß einer Vereinbarung zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und Seiner Majestät Regierung von Nepal zu 
den Artikeln 2 und 3 des deutsch-nepalesischen Abkommens vom 12. August 1992 über 
kulturelle Zusammenarbeit vorzuschlagen, die folgenden Wortlaut haben soll: 

1. Im Einklang mit dem Abkommen über kulturelle Zusammenarbeit zwischen der Regie¬ 
rung der Bundesrepublik Deutschland und Seiner Majestät Regierung von Nepal gilt 
diese Vereinbarung für die in Artikel 2 Absatz 2 des Abkommens genannten kulturellen 
Einrichtungen, deren Fachkräfte und andere Fachkräfte, die von den Vertragsparteien 
im Rahmen der Zusammenarbeit zwischen beiden Ländern auf kulturellem, erzieheri¬ 
schem, wissenschaftlichem und sportlichem Gebiet entsandt oder vermittelt werden und 
die als Berater, Forscher, Wissenschaftler, Professoren, Lehrer oder Dozenten beschäf¬ 
tigt sind 

- bei der Zweigstelle des Goethe-Instituts in Kathmandu; 

- als vom Deutschen Akademischen Austauschdienst an Hochschulen und andere 
wissenschaftliche Einrichtungen des Königreichs Nepal entsandte Dozenten, Lehr¬ 
kräfte oder Wissenschaftler; 

- an staatlichen oder privaten nepalesischen Oberschulen; 

- an anderen von den Vertragsparteien in Vereinbarungen durch Notenwechsel be- 
zeichneten kulturellen Einrichtungen. 

2. Die Vertragsparteien gewähren im Rahmen des geltenden Rechts Abgabenfreiheit für 
Ausstattungsgegenstände (z.B. Dienstfahrzeuge, technische Geräte, Möbel, belichtete 
Filme, Bücher, Zeitschriften, Bild- und Tonmaterial), die für die kulturellen Einrichtungen 
der anderen Vertragspartei eingeführt werden. 

3. Den unter Nummer 1 genannten deutschen Fachkräften und ihren Familienangehörigen 
werden die Befreiungen und Erleichterungen nach Artikel 7 des Abkommens vom 
30. Mai 1974 zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und Seiner 
Majestät Regierung von Nepal über Technische Zusammenarbeit gewährt. 

4. Die Befreiungen nach Nummer 3 werden gewährt, wenn die diplomatische Vertretung 
der entsendenden Vertragspartei die tatsächlichen Voraussetzungen der Befreiung 
bestätigt. 

5. Den Fachkräften und ihren Familienangehörigen werden während ihres Aufenthalts im 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei 

a) in Zeiten nationaler und internationaler Krisen die gleichen Heimschaffungserieichte- 
rungen gewährt, welche die beiden Regierungen ausländischen Fachkräften im 
Einklang mit den jeweils geltenden Gesetzen einräumen; 

b) die nach dem allgemeinen Völkerrecht bestehenden Rechte im Falle der Beschädi¬ 
gung oder des Veriusts ihres Eigentums infolge öffentlicher Unruhe gewährt. 

6. Erleichterungen verwaltungstechnischer Art werden unter Berücksichtigung der jeweili¬ 
gen Gegebenheiten in beiden Ländern in besonderen Notenwechseln vereinbart. 

Falls sich Seiner Majestät Regierung von Nepal mit den unter den Nummern 1 bis 6 
gemachten Vorschlägen einverstanden erklärt, werden diese Note und die das Einverständ¬ 
nis Seiner Majestät Regierung von Nepal zum Ausdruck bringende Antwortnote einer 
Vereinbarung zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und Seiner Maje¬ 
stät Regierung von Nepal bilden, die gleichzeitig mit dem Abkommen vom 12. August 1992 
über kulturelle Zusammenarbeit in Kraft tritt. 

Die Botschaft benutzt diesen Anlaß, das Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten des 
Königreichs Nepal erneut ihrer ausgezeichneten Hochachtung zu versichern. 

Kathmandu, 12. August 1992 


An das 

Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten 
des Königreichs Nepal 

Kathmandu 
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Bekanntmachung 

des deutsch-russischen Abkommens 
über den internationalen Straßenverkehr 

Vom 14. Dezember 1993 

Das in Bonn am 14. Juli 1993 Unterzeichnete Ab¬ 
kommen zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung der Russischen Födera¬ 
tion über den internationalen Straßenverkehr tritt nach 
seinem Artikel 22 

am 15. Dezember 1993 
in Kraft; es wird nachstehend veröffentlicht. 


Bonn, den 14. Dezember 1993 


Der Bundesminister für Verkehr 
In Vertretung 
Dr. Knittel 


Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Russischen Föderation 
über den internationalen Straßenverkehr 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

und 

die Regierung der Russischen Föderation - 

geleitet von dem Bestreben, die Bestimmungen der in Helsinki 
am 1. August 1975 Unterzeichneten Schlußakte der Konferenz 
über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa, insbesondere die 
Bestimmungen, die die Entwicklung des Verkehrswesens betref¬ 
fen, zu erfüllen, 

unter Berücksichtigung des Vertrags vom 9. November 1990 
über gute Nachbarschaft, Partnerschaft und Zusammenarbeit zwi¬ 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Union der Soziali¬ 
stischen Sowjetrepubliken, 

in dem Wunsch, den Straßenpersonen- und -güterverkehr zwi¬ 
schen den beiden Ländern und den Transitverkehr durch das 
jeweilige Hoheitsgebiet auf der Grundlage der Gegenseitigkeit 
auszubauen und zu erleichtern - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Das Abkommen regelt die Beförderung von Personen und 
Gutem zwischen den beiden Ländern und im Transitverkehr durch 
das jeweilige Hoheitsgebiet auf für den internationalen Verkehr 
freigegebenen Straßen mit Kraftfahrzeugen, die in der Bundes¬ 
republik Deutschland oder in der Russischen Föderation zuge¬ 
lassen sind. 


Personenverkehr 
Artikel 2 

(1) Die Beförderung von Personen im Linienverkehr mit Kraft¬ 
omnibussen erfolgt nach Abstimmung und auf der Grundlage 
entsprechender Genehmigungen der zuständigen Behörden der 
Vertragsparteien. 

(2) Die Anträge auf Einrichtung eines Unienverkehrs werden 
von den zuständigen Behörden der jeweils anderen Vertragspar¬ 
tei rechtzeitig übergeben. Die Anträge müssen Angaben enthalten 
zum Namen des Unternehmers oder der Firma, zur Linienführung, 
zum Fahrplan, zum Tarif, zu den Haltestellen, an denen der 
Unternehmer Fahrgäste aufnehmen oder absetzen wird, sowie zu 
dem Betriebszeitraum und zur Häufigkeit der Fahrten. 


Artikel 3 

(1) Der Gelegenheitsverkehr von Personen mit Kraftomnibus¬ 
sen zwischen beiden Ländern oder im Transit durch deren 
Hoheitsgebiete bedarf keiner Genehmigung, wenn es sich um 
eine Fahrt handelt, bei der auf der gesamten Fahrtstrecke die 
gleiche Reisegruppe mit demselben Kraftomnibus befördert 
wird: 

a) wenn die Fahrt im Hoheitsgebiet der Vertragspartei, bei der 
der Kraftomnibus zugelassen ist, beginnt und endet; 

b) wenn die Fahrt im Hoheitsgebiet der Vertragspartei, bei der 
der Kraftomnibus zugelassen ist, beginnt und im Hoheitsge- 
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biet der anderen Vertragspartei endet, unter der Vorausset¬ 
zung, daß die Rückfahrt eine Leerfahrt ist. 

(2) Eine Genehmigung ist ebenfalls nicht erforderlich: 

a) für die Einfahrt leerer Omnibusse mit dem Ziel, eine Reise¬ 
gruppe von dem Ort im Hoheitsgebiet der anderen Vertrags¬ 
partei, wohin diese Gruppe vorher gebracht wurde (in dem in 
Absatz 1 Buchstabe b dieses Artikels genannten Fall), mit dem 
gleichen Unternehmer an den Ausgangspunkt zurückzube- 
fördem, 

b) wenn ein defekter Kraftomnibus durch einen anderen ersetzt 
wird. 

(3) Bei der Durchführung der in Absatz 1 und Absatz 2 Buch¬ 
stabe a dieses Artikels genannten Fahrten muß der Fahrer des 
Kraftomnibusses ein Dokument mit sich führen, dessen Form von 
den zuständigen Behörden der Vertragsparteien vereinbart ist und 
das eine Liste der Fahrgäste enthält. 

(4) Gelegenheitsverkehr, der nicht den Bestimmungen der Ab¬ 
sätze 1 und 2 dieses Artikels entspricht, bedarf in jedem Einzelfall 
der Genehmigung der zuständigen Behörden der anderen Ver¬ 
tragspartei. Die zuständigen Behörden der Vertragsparteien ver¬ 
einbaren untereinander das Verfahren der Erteilung dieser Ge¬ 
nehmigungen und ihre Form. 


Güterverkehr 

Artikel 4 

(1) Beförderungen von Gütern im Wechsel- oder Transitverkehr 
durch ihre Hoheitsgebiete, ausgenommen die in Artikel 5 dieses 
Abkommens genannten Beförderungen, mit Lastkraftwagen mit 
oder ohne Anhänger oder mit Zugmaschinen mit Sattelaufliegem 
bedürfen einer Genehmigung der zuständigen Behörden der Ver¬ 
tragsparteien. 

(2) Für jede Güterbeförderung ist eine einzelne Genehmigung 
erforderlich, die, sofern darin nichts anderes geregelt ist, zur 
Durchführung einer Hin- und Rückfahrt berechtigt. 

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsparteien tauschen 
jährlich die vereinbarte Anzahl der Formulare für Genehmigungen 
von Beförderungen im Güterverkehr kostenlos aus. Diese Formu¬ 
lare müssen Siegel und Unterschrift der zuständigen Behörde 
tragen, die die Genehmigung erteilt hat. Das Verfahren und die 
Termine des Austausches der Genehmigungsformulare sowie 
deren Form werden von den zuständigen Behörden der Vertrags¬ 
parteien vereinbart. 

Artikel 5 

Genehmigungen nach Artikel 4 dieses Abkommens sind nicht 
erforderlich für die Beförderung von 

a) Ausstellungsstücken, Ausrüstungsgegenständen und Material 
für Messen und Ausstellungen; 

b) Fahrzeugen sowie verschiedenen Geräten und anderen Gü¬ 
tern, welche zur Durchführung von Sportveranstaltungen be¬ 
stimmt sind; 

c) Theaterdekorationen und -requisiten, Musikinstrumenten, 
Ausrüstungen und Zubehör für Filmaufnahmen, Rundfunk- 
und Femsehübertragungen; 

d) Leichen und Asche Verstorbener; 

e) Postsendungen; 

f) beschädigten Kraftfahrzeugen bei Rückführung in das Zulas¬ 
sungsland; 

g) Umzugsgut (Hausrat); 

h) Gütern mit Kraftfahrzeugen, deren zulässiges Gesamtgewicht 
einschließlich Anhänger 6 t oder deren zulässige Nutzlast 
einschließlich Anhänger 3,51 nicht übersteigt; 


i) Medikamenten, medizinischen Geräten und Ausrüstungen so¬ 
wie anderen zur Hilfeleistung in dringenden Notfällen (insbe¬ 
sondere bei Naturkatastrophen) bestimmten Gutem; 

k) Ersatzteilen mit Pannenhilfsfahrzeugen; 

l) lebenden Tieren. 

Artikel 6 

(1) Wenn die Abmessungen oder das Gewicht des beladenen 
oder unbeladenen Kraftfahrzeugs die im Hoheitsgebiet der ande¬ 
ren Vertragspartei festgesetzten Normen überschreiten, muß der 
Unternehmer bei den zuständigen Behörden der anderen Ver¬ 
tragspartei eine Sondergenehmigung einholen. 

(2) Soweit für die Beförderung gefährlicher Güter eine Sonder¬ 
genehmigung erforderlich ist, muß der Unternehmer diese Son¬ 
dergenehmigung bei den zuständigen Behörden der anderen 
Vertragspartei einholen. 

(3) Wenn die in den Absätzen 1 und 2 dieses Artikels erwähnten 
Genehmigungen für die Fahrt des Kraftfahrzeugs eine bestimmte 
Fahrtstrecke vorsehen, darf die Beförderung nur auf dieser Fahrt¬ 
strecke stattfinden. 

Artikel 7 

Für den nach diesem Abkommen vorgesehenen Güterverkehr 
sind Frachtpapiere erforderlich, deren Form dem international 
üblichen Muster entsprechen muß. 


Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 8 

(1) Die nach diesem Abkommen vorgesehenen Beförderungen 
dürfen nur von Unternehmern ausgeführt werden, die nach den 
Gesetzen ihres Landes grenzüberschreitende Beförderungen 
durchführen dürfen. 

(2) Kraftfahrzeuge, mit denen grenzüberschreitende Beförde¬ 
rungen durchgeführt werden, müssen ein amtliches Kennzeichen 
und das Nationalitätszeichen ihres Landes führen. 

Artikel 9 

(1) Dem Unternehmer ist es nicht erlaubt, Beförderungen von 
Fahrgästen oder Gütern zwischen zwei im Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei gelegenen Orten durchzuführen. 

(2) Auf Grund der in Artikel 4 dieses Abkommens genannten 
Genehmigungen kann der Unternehmer Beförderungen aus dem 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei in ein drittes Land sowie 
aus einem dritten Land in das Hoheitsgebiet der anderen Ver¬ 
tragspartei durchführen, wenn dabei die verkehrsübliche Fahrt¬ 
strecke durch das Land führt, in dem das Kraftfahrzeug zugelas¬ 
sen ist. 

Artikel 10 

(1) Der Fahrer eines Kraftomnibusses oder Lastkraftwagens 
muß einen nationalen oder internationalen Führerschein für die 
Klasse des von ihm gesteuerten Fahrzeugs sowie nationale Zu¬ 
lassungspapiere für das Kraftfahrzeug mit sich führen. 

(2) Der nationale oder internationale Führerschein muß den in 
dem internationalen Übereinkommen über den Straßenverkehr 
festgelegten Bestimmungen entsprechen. 

(3) Die Genehmigung und die anderen nach den Bestimmun¬ 
gen dieses Abkommens erforderlichen Unterlagen sind in dem 
entsprechenden Kraftfahrzeug mitzuführen und den zuständigen 
Kontrollorganen auf Verlangen vorzuweisen. 

Artikel 11 

Fragen im Zusammenhang mit der praktischen Durchführung 
von Beförderungen von Personen und Gütern können unmittelbar 
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zwischen den Organisationen und Unternehmen der Vertragspar¬ 
teien geregelt werden. 

Artikel 12 

Bei der Durchführung von Beförderungen auf Grund dieses 
Abkommens entfallen für jede der Vertragsparteien alle Abferti¬ 
gungsgebühren und Eingangsabgaben sowie die Genehmigungs¬ 
pflicht für die Einfuhr folgender Güter in das Hoheitsgebiet der 
jeweils anderen Vertragspartei: 

a) Kraftstoff, der in den für das jeweilige Kraftfahrzeugmodell 
vorgesehenen Hauptbehältem, die technisch und vom Aufbau 
her mit der Kraftstoffanlage verbunden sind, mitgeführt wird in 
einer Menge von 600 I für Kraftomnibusse und von 200 I für 
Lastkraftfahrzeuge sowie zusätzlicher Kraftstoff in einer Men¬ 
ge von 200 l je Kühlanlage oder sonstiger Anlage auf Last¬ 
kraftfahrzeugen oder Spezialcontainem; 

b) Schmierstoffe, die sich im Kraftfahrzeug befinden und die dem 
normalen Bedarf für den Betrieb während der Beförderung 
entsprechen; 

c) Ersatzteile und Werkzeug zur Instandsetzung des Kraftfahr¬ 
zeugs, mit dem die grenzüberschreitende Beförderung durch¬ 
geführt wird; nicht verwendete Ersatzteile sowie ausgewech¬ 
selte Altteile müssen wieder ausgeführt, vernichtet oder nach 
den Bestimmungen, die im Hoheitsgebiet der jeweiligen Ver¬ 
tragspartei gelten, behandelt werden. 

Artikel 13 

Beförderungen auf Grund dieses Abkommens dürfen nur unter 
der Bedingung des vorherigen Abschlusses einer Haftpflichtversi¬ 
cherung für jedes zur Durchführung einer Beförderung verwende¬ 
te Kraftfahrzeug durchgeführt werden. 

Artikel 14 

Hinsichtlich der Grenzpolizei-, Zoll- und Gesundheitskontrollen 
werden die Bestimmungen der internationalen Übereinkünfte an¬ 
gewendet, soweit sie von beiden Vertragsparteien unterzeichnet 
sind. Bei der Entscheidung über die in diesen Übereinkünften 
nicht geregelten Fragen wird das im Hoheitsgebiet der jeweiligen 
Vertragspartei geltende Recht angewendet. 

Artikel 15 

Die Grenzpolizei-, Zoll- und Gesundheitskontrollen werden bei 
Beförderungen von Schwerkranken, bei regelmäßigen Personen¬ 
beförderungen mit Kraftomnibussen sowie bei Beförderungen von 
Tieren und leicht verderblichen Gütern nach Möglichkeit bevor¬ 
zugt vorgenommen. 

Artikel 16 

Die Unternehmer der Vertragsparteien sind verpflichtet, die 
Straßenverkehrsordnung und andere Rechtsvorschriften des 
Landes, auf dessen Hoheitsgebiet sich das Kraftfahrzeug befin¬ 
det, einzuhalten. 

Artikel 17 

(1) Bei einer Zuwiderhandlung gegen die Bestimmungen dieses 
Abkommens sind die zuständigen Behörden des Landes, in dem 


das Kraftfahrzeug zugelassen ist, verpflichtet, auf Ersuchen der 
zuständigen Behörden des anderen Landes, in dem die Zuwider¬ 
handlung begangen wurde, unbeschadet des in ihrem Lande 
geltenden Rechts eine der folgenden Maßnahmen zu treffen: 

a) Verwarnung des betreffenden Unternehmers; 

b) Verwarnung des betreffenden Unternehmers mit dem Hin¬ 
weis, daß im Falle einer wiederholten Zuwiderhandlung die 
Genehmigung für die Durchführung der Beförderungen für 
einen bestimmten Zeitraum widerrufen oder gemäß Buch¬ 
stabe c entzogen wird; 

c) Widerruf der auf Grund dieses Abkommens erteilten Geneh¬ 
migung für einen bestimmten Zeitraum oder Entziehung der 
Genehmigung. 

(2) Die zuständigen Behörden beider Vertragsparteien unter¬ 
richten einander über die getroffenen Maßnahmen. 

Artikel 18 

Um die Durchführung dieses Abkommens sicherzustellen, wer¬ 
den die zuständigen Behörden der Vertragsparteien miteinander 
unmittelbaren Kontakt halten, auf Ersuchen einer Vertragspartei 
gemeinsame Beratungen zur Entscheidung von Fragen, die das 
System der Genehmigungen für Personen- und Güterbeförderun¬ 
gen betreffen, durchführen, sowie Erfahrungen und Informationen 
über die Nutzung der erteilten Genehmigungen austauschen. 

Artikel 19 

Fragen, die in diesem Abkommen sowie in internationalen 
Übereinkünften, soweit sie von beiden Vertragsparteien unter¬ 
zeichnet sind, nicht geregelt sind, werden nach dem im Hoheits¬ 
gebiet der jeweiligen Vertragspartei geltenden Recht entschie¬ 
den. 

Artikel 20 

Die Vertragsparteien werden alle Streitfragen, die im Zusam¬ 
menhang mit der Auslegung und Anwendung dieses Abkommens 
auftreten können, durch Verhandlungen und Konsultationen re¬ 
geln. 

Artikel 21 

Die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien aus ihren jeweili¬ 
gen internationalen Übereinkünften einschließlich der Pflichten 
der Bundesrepublik Deutschland aufgrund ihrer Mitgliedschaft in 
der Europäischen Gemeinschaft und der Pflichten der Russischen 
Föderation im Rahmen der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten 
werden durch dieses Abkommen nicht berührt. 

Artikel 22 

(1) Dieses Abkommen tritt 30 Tage nach dem Tag in Kraft, an 
dem beide Vertragsparteien auf diplomatischem Wege einander 
mitgeteilt haben, daß die für das Inkrafttreten des Abkommens 
erforderlichen rechtlichen Voraussetzungen erfüllt sind. 

(2) Dieses Abkommen bleibt in Kraft bis eine Vertragspartei der 
anderen Vertragspartei schriftlich die Kündigung des Abkommens 
mitteilt. In diesem Falle tritt das Abkommen sechs Monate nach 
Eingang der Mitteilung über die Kündigung bei der anderen Ver¬ 
tragspartei außer Kraft. 


Geschehen zu Bonn am 14. Juli 1993 in zwei Urschriften, jede 
in deutscher und russischer Sprache, wobei jeder Wortlaut glei¬ 
chermaßen verbindlich ist. 

Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

Kinkel 

Für die Regierung der Russischen Föderation 
Lobov 
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Protokoll 

zur Anwendung des Abkommens 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Russischen Föderation 
über den internationalen Straßenverkehr 


Zur Anwendung des Abkommens zwischen der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Russischen 
Föderation Ober den internationalen Straßenverkehr 

ist folgendes vereinbart worden: 

1. Im Sinne des genannten Abkommens sind unter den zustän¬ 
digen Behörden zu verstehen: 

in der Bundesrepublik Deutschland: 

in Artikel 2 Absatz 1, Artikel 6 und 17 Absatz 1 (Personen¬ 
verkehr) die Verkehrsbehörden der Länder, 

in Artikel 2 Absatz 2, Artikel 3, 4, 17 und 18 das Bundes¬ 
ministerium für Verkehr, 

in Artikel 10 die Grenzkontrollbehörden, die Bundesanstalt 
für den Güterfernverkehr und die Polizeibehörden der Län¬ 
der, 

in der Russischen Föderation: 

das Ministerium für Verkehr der Russischen Föderation. 

2. Im Sinne des genannten Abkommens ist zu verstehen: 

2.1 unter dem Begriff „Kraftfahrzeug“: 

bei der Beförderung von Gutem ein Lastkraftwagen, ein 
Lastkraftwagen einschließlich Anhänger, eine Zugmaschine 
oder eine Zugmaschine einschließlich Sattelauflieger; 

bei der Beförderung von Personen ein Kraftomnibus, d. h. ein 
Kraftfahrzeug, das zur Beförderung von Personen bestimmt 
ist und über mindestens 8 Sitzplätze ohne den Fahrersitz, 
gegebenenfalls einschließlich eines Anhängers zur Ge¬ 
päckbeförderung, verfügt; 

2.2 unter dem Begriff „Linienverkehr* Personenbeförderungen, 
die mit Kraftfahrzeugen der Vertragsparteien nach einem 
zuvor vereinbarten Fahrplan, Tarif und einer zuvor vereinbar¬ 
ten Linienführung mit Angabe des Ausgangs- und Zielorts 
und der Haltestellen durchgeführte werden; 

2.3 unter dem Begriff „Gelegenheitsverkehr* alle übrigen Perso¬ 
nenbeförderungen. 

3. Die in Artikel 4 dieses Abkommens genannten Genehmi¬ 
gungsformulare werden unter Berücksichtigung des Bedarfs 


der Unternehmer der Bundesrepublik Deutschland und der 
Russischen Föderation ausgegeben. 

Die Genehmigungen nach Artikel 4 des Abkommens entbin¬ 
den die Unternehmer und Eigentümer der Güter nicht von der 
Verpflichtung, die nach dem geltenden Recht des jeweiligen 
Landes erforderlichen Zollgenehmigungen sowie die Geneh¬ 
migungen für die Durchfuhr der Güter einzuholen. 

4. In Bezug auf Artikel 8 Absatz 2 des Abkommens können 
Anhänger und Sattelauflieger ein amtliches Kennzeichen und 
das Nationalitätszeichen anderer Länder führen unter der 
Voraussetzung, daß die Lastkraftwagen oder die Zugmaschi¬ 
nen ein amtliches Kennzeichen und das Nationalitätszeichen 
entweder der Bundesrepublik Deutschland oder der Russi¬ 
schen Föderation führen. 

5. Jede Vertragspartei bemüht sich, daß die Sichtvermerke für 
die Fahrer und das übrige Personal der Kraftfahrzeuge, mit 
denen Beförderungen nach dem Abkommen durchgeführt 
werden, rechtzeitig erteilt werden. 

6. Unter dem in Artikel 14 und 15 des Abkommens genannten 
Begriff „Gesundheitskontrolle“ ist die hygienische, die veteri¬ 
närmedizinische und die phytosanitäre Kontrolle zu verste¬ 
hen. 

7. Die deutsche Seite hat der russischen Seite mitgeteilt, daß 
nach der deutschen Gesetzgebung die Daten, die im Zusam¬ 
menhang mit der Umsetzung der Grundsätze des Artikels 17 
des Abkommens stehen und die von den zuständigen deut¬ 
schen Behörden der zuständigen Behörde der Russischen 
Föderation übermittelt werden, zu schützen sind und nicht für 
andere als im Artikel 17 des Abkommens vorgesehene 
Zwecke verwendet werden dürfen. 

Die russische Seite hat mitgeteilt, daß sie den Schutz dieser 
Daten gewährleisten wird. 

8. Die russische Seite hat der deutschen Seite mitgeteilt, daß 
alle Autostraßen auf dem Hoheitsgebiet der Russischen Fö¬ 
deration für den internationalen Kraftverkehr geöffnet sind 
mit Ausnahme einzelner Gebiete, die für Besucher ausländi¬ 
scher Bürger gesperrt sind. 

9. Dieses Protokoll ist Bestandteil des Abkommens. 


Geschehen zu Bonn am 14. Juli 1993 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und russischer Sprache, wobei jeder Wort¬ 
laut gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

Kinkel 

Für die Regierung der Russischen Föderation 
Lobov 
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Bekanntmachung 

des deutsch-mongolischen Abkommens 
über Finanzielle Zusammenarbeit 

Vom 27. Dezember 1993 

Das in Ulan Bator am 16. August 1993 Unterzeichnete 
Abkommen zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung der Mongolei über Finan¬ 
zielle Zusammenarbeit ist nach seinem Artikel 7 

am 16. August 1993 

in Kraft getreten; es wird nachstehend veröffentlicht. 


Bonn, den 27. Dezember 1993 

Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung 
Im Auftrag 
Schweiger 


Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Mongolei 
über Finanzielle Zusammenarbeit 1993 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

und 

die Regierung der Mongolei - 

im Geiste der bestehenden freundschaftlichen Beziehungen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Mongolei, 

in dem Wunsch, diese freundschaftlichen Beziehungen durch 
partnerschaftliche Finanzielle Zusammenarbeit zu festigen und zu 
vertiefen, 

in dem Bewußtsein, daß die Aufrechterhaltung dieser Bezie¬ 
hungen die Grundlage dieses Abkommens ist, 

in der Absicht, zur sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung in 
der Mongolei beizutragen, 

unter Bezugnahme auf das Protokoll der Regierungsverhand¬ 
lungen vom 23. Juni 1993 - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

(1) Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland ermöglicht 
es der Regierung der Mongolei, von der Kreditanstalt für Wieder¬ 
aufbau (KfW), Frankfurt am Main, 

a) für das Vorhaben 

„Aufrechterhaltung der Energieversorgung Darchhan“ 
ein Darlehen bis zu 9,0 Mio. DM (in Worten: neun Millionen 
Deutsche Mark) und für eine Begleitmaßnahme erforder¬ 
lichenfalls einen Finanzierungsbeitrag bis zu 0,6 Mio. DM (in 


Worten: sechshunderttausend Deutsche Mark) zu erhalten, 
wenn nach Prüfung die Förderungswürdigkeit festgestelit wor¬ 
den ist. 

b) für das Vorhaben 

„Unterstützung des Basisgesundheitswesens 11 
einen Finanzierungsbeitrag bis zu 2,4 Mio. DM (in Worten: 
zwei Millionen vierhunderttausend Deutsche Mark) zu erhal¬ 
ten, wenn nach Prüfung dessen Förderungswürdigkeit festge¬ 
stellt und bestätigt worden ist, daß es als ein Vorhaben der 
sozialen Infrastruktur die besonderen Voraussetzungen für die 
Förderung im Wege eines Finanzierungsbeitrags erfüllt. 

(2) Falls die Regierung der Bundesrepublik Deutschland es der 
Regierung der Mongolei zu einem späteren Zeitpunkt ermöglicht, 
(weitere) Darlehen oder Finanzierungsbeiträge zur Vorbereitung 
oder (weitere) Finanzierungsbeiträge für notwendige Begleitmaß¬ 
nahmen zur Durchführung und Betreuung der in Absatz 1 be- 
zeichneten Vorhaben von der Kreditanstalt für Wiederaufbau, 
Frankfurt am Main, zu erhalten, findet dieses Abkommen Anwen¬ 
dung. 

(3) Kann bei dem in Absatz 1 Buchstabe b bezeichneten Vor¬ 
haben die dort genannte Bestätigung nicht erfolgen, ermöglicht es 
die Regierung der Bundesrepublik Deutschland der Regierung der 
Mongolei, von der KfW für dieses Vorhaben ein Darlehen bis zur 
Höhe des vorgesehenen Finanzierungsbeitrags zu erhalten. 

(4) Die in Absatz 1 bezeichneten Vorhaben können im Einver¬ 
nehmen zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land und der Regierung der Mongolei durch andere Vorhaben 
ersetzt werden. 

(5) Wird das in Absatz 1 Buchstabe b bezeichnete Vorhaben 
durch ein Vorhaben des Umweltschutzes, der sozialen Infrastruk- 
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tur oder der selbsthilfeorientierten Armutsbekämpfung ersetzt, 
das die besonderen Voraussetzungen für die Förderung im Wege 
eines Finanzierungsbeitrags erfüllt, kann ein Finanzierungsbei¬ 
trag, anderenfalls ein Darlehen gewährt werden. 

(6) Finanzierungsbeiträge für Vorbereitungs- und Begleitmaß¬ 
nahmen gemäß den Absätzen 1 und 2 werden in Darlehen um- 
gewandeft, wenn sie nicht für solche Maßnahmen verwendet 
werden. 

Artikel 2 

Die Verwendung der in Artikel 1 genannten Beträge, die Be¬ 
dingungen, zu denen diese zur Verfügung gestellt werden sowie 
das Verfahren der Auftragsvergabe, bestimmen die zwischen der 
Kreditanstalt für Wiederaufbau und dem Ministerium für Handel 
und Industrie der Mongolei zu schließenden Verträge, die den in 
der Bundesrepublik Deutschland geltenden Rechtsvorschriften 
unterliegen. 

Artikel 3 

Die Regierung der Mongolei stellt die Kreditanstalt für Wieder¬ 
aufbau von sämtlichen Steuern und sonstigen öffentlichen Ab¬ 
gaben frei, die im Zusammenhang mit dem Abschluß und der 
Durchführung der in Artikel 2 erwähnten Verträge in der Mongolei 
erhoben werden können. 


Artikel 4 

Die Regierung der Mongolei überläßt bei den sich aus der 
Darlehensgewährung und der Gewährung der Finanzierungsbei¬ 
träge ergebenden Transporten von Personen und Gütern im 
Land-, See- und Luftverkehr den Passagieren und Lieferanten die 
freie Wahl der Verkehrsuntemehmen, trifft keine Maßnahmen, die 
die Beteiligung der Verkehrsuntemehmen mit Sitz in der Bundes¬ 
republik Deutschland ausschJießen oder erschweren, und erteilt 
gegebenenfalls die für eine Beteiligung dieser Verkehrsuntemeh¬ 
men erforderlichen Genehmigungen. 

Artikel 5 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland legt besonde¬ 
ren Wert darauf, daß bei den sich aus der Darlehensgewährung 
und der Gewährung der Finanzierungsbeiträge ergebenden Liefe¬ 
rungen und Leistungen die wirtschaftlichen Möglichkeiten der 
Bundesländer Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sach¬ 
sen, Sachsen-Anhalt, Thüringen und Berlin bevorzugt genutzt 
werden. Die weitere Ausgestaltung bestimmen die in Artikel 2 
genannten Verträge. 

Artikel 6 

Dieses Abkommen tritt am Tag seiner Unterzeichnung in 
Kraft. 


Geschehen zu Ulan Bator am 16, August 1993 in zwei Urschrif¬ 
ten, jede in deutscher, mongolischer und englischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut verbindlich ist. Bei unterschiedlicher Aus¬ 
legung des deutschen und des mongolischen Wortlauts ist der 
englische Wortlaut maßgebend. 

Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
R. Holubek 


Für die Regierung der Mongolei 
Ts. Tsogt 







